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Einziger Tagesordnungspunkt  

Öffentliches Fachgespräch zu dem Thema: 
 
"CO2-Bepreisung " 
 
am Mittwoch, 3. April 2019, 11 Uhr bis 13 Uhr 

Selbstbefassung 19(16)SB-72 

 

 
dazu Sachverständige: 
 
Holger Lösch 
Bundesverband der Deutschen Industrie e. V. 
(BDI) 
 
Oldag Caspar 
Germanwatch e. V. 
Ausschussdrucksache 19(16)183-D (Anlage 1) 
PowerPoint-Präsentation (Anlage2) 
 
Dr. Sebastian Lüning 
Ausschussdrucksache 19(16)183-A (Anlage 3) 
 
Prof. Dr. Joachim Weimann 
Fakultät für Wirtschaftswissenschaft (FWW) 
Ausschussdrucksache 19(16)183-B (Anlage 4) 
PowerPoint-Präsentation (Anlage 5) 
 
Ulf Sieberg 
CO2 Abgabe e. V. 
Ausschussdrucksache 19(16)183-C (Anlage 6) 
PowerPoint-Präsentation (Anlage 7) 
 
Prof. Dr. Barbara Praetorius 
Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin 
(HTW Berlin) 
Ausschussdrucksache 19(16)183-E (Anlage 8) 

Vorsitzende: Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr verehrte Sachverständige, ich begrüße Sie 
alle ganz herzlich zum öffentlichen Fachgespräch 
zum Thema CO2-Bepreisung. Wir haben gerade 
heute in der nicht öffentlichen Sitzung wieder 
über die Preise für Umweltverbrauch geredet. Wir 
haben das Problem, dass Märkte aufgrund von 
fehlenden Eigentumsrechten für Umweltgüter 
keine Preise generieren können, d. h. diese Preise 
muss man dann politisch festlegen. Wir haben das 
bei der Frage der Zerstörung der Atmosphäre mit 
dem Emissionshandel erstmals getan. Wir hatten 

heute in der Debatte unterschiedliche Ansichten 
darüber, ob dieser Emissionshandel seinen Zweck 
erfüllt oder nicht. Jetzt führen wir eine Debatte 
darüber, ob eine Ausweitung auf andere Sektoren, 
die noch nicht vom Emissionshandel betroffen 
sind, sinnvoll ist bzw. ob wir für den CO2-Ausstoß 
tatsächlich einen generellen Preis erheben wollen. 
Darüber wollen wir heute reden und zwar auf der 
Basis der Fragen, wie beispielsweise die ökologi-
sche Lenkungswirkung aussehen könnte, wie es 
um die Wirtschaftlichkeit und die soziale Akzep-
tanz steht, welche Wechselwirkungen mit dem na-
tionalen und europäischen Klimarechtsrahmen zu 
beachten sind und welche Wechselwirkungen 
sich zum bestehenden Steuer- und Abgabesystem 
ergeben können.  

Dazu begrüße ich für unser heutiges Gespräch 
vom Bundesumweltministerium die Parlamentari-
sche Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter 
und natürlich auch die als Gesprächspartner ein-
geladenen Sachverständigen Herrn Holger Lösch 
vom Bundesverband der Deutschen Industrie e. V. 
(BDI), Herrn Oldag Caspar von Germanwatch e. 
V., Herrn Dr. Sebastian Lüning, Prof. Dr. Joachim 
Weimann von der Fakultät für Wirtschaftswissen-
schaften (FWW), Herrn Ulf Sieberg vom Verein 
CO2 Abgabe e. V. und Frau Prof. Dr. Barbara Prae-
torius von der Hochschule für Technik und Wirt-
schaft in Berlin (HTW Berlin). Und ich begrüße 
unsere Gäste auf der Tribüne.  

Ein paar ganz allgemeine Anmerkungen, die ich 
zu Beginn immer machen muss. Das Fotografie-
ren, Filmen und auch Mitschnitte hier im Saal 
sind nicht erlaubt, sondern der akkreditieren 
Presse vorbehalten. Es gibt eine Fernsehübertra-
gung, d. h. die Sitzung wird live im Internet über-
tragen und auch digital aufgezeichnet. Statements, 
Diskussionen und PowerPoint-Präsentationen 
werden über das Internet zugänglich gemacht. Wir 
machen üblicherweise ein Wortprotokoll. Sind 
alle einverstanden, dass wir das über diese Sit-
zung anfertigen? Ich sehe dazu keinen Wider-
spruch – dann ist das so beschlossen.  

Jetzt möchte ich gerne die Sachverständigen infor-
mieren über den Ablauf. Sie haben zu Beginn je-
weils fünf Minuten Zeit für ein Eingangsstatement 
– ich will Ihnen gleich sagen, das ist großzügig. 
Normalerweise sind es nur drei Minuten. Natür-
lich ist das für die Dimension des Themas nicht 
allzu viel Zeit, das ist uns wohl bewusst, aber Sie 
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kommen dann in den Frage- und Antwortrunden 
nochmal zu Wort. Die laufen so ab, dass die Abge-
ordneten jeweils fünf Minuten zur Verfügung ha-
ben und zwar für Frage und Antwort. Der Frage-
steller bzw. die Fragestellerin entscheiden dar-
über, wie viel Zeit Ihnen zur Antwort bleibt. Und 
damit das alles auch sichtbar ist, haben wir hier 
eine große Uhr die man von jeder Seite aus sieht, 
an der die Zeit abläuft. Ich würde Sie bitten, ab 
und zu einen Blick darauf zu werfen, damit Sie 
feststellen, ob Sie noch im grünen Bereich sind  
oder sich schon dem roten nähern. Und damit 
steigen wir ein und ich gebe als ersten Sachver-
ständigen Herrn Holger Lösch vom Bundesver-
band der Deutschen Industrie e. V. (BDI) das 
Wort. 

Holger Lösch (BDI): Frau Vorsitzende, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, vielen Dank für die 
Einladung. Ich freue mich sehr, dass wir heute die 
Gelegenheit haben über ein sehr komplexes 
Thema zu sprechen, was aber aus meiner Sicht für 
den weiteren Verlauf einer vernünftigen Debatte 
über Klimaschutz in Deutschland absolut wichtig 
ist. Ich würde ganz wenige Punkte ansprechen.  
Zum einen muss uns klar sein, dass wir nicht 
wirklich wissen, wie umfassend der Endverbrau-
cher zu den notwendigen Transformationen bereit 
ist. Es gibt ausreichend Studien, die nahe legen, 
dass es zwar auf der Metaebene eine sehr hohe 
Kongruenz mit dem Ziel Klimaschutz gibt. Aber 
an dem Punkt, wo es zu Belastungen, Veränderun-
gen, Reduktionen kommt, sehen wir dann ein 
deutliches Absinken dieser Kurve. Deswegen ist 
es aus meiner Sicht ganz wichtig, dass wir uns mit 
der Frage beschäftigen, wie wir ein Anreizsystem 
schaffen können, mit dem wir die Endverbraucher 
bzw. die notwendigen Investoren im Klimaschutz 
vernünftig zu einem Verhalten steuern, das not-
wendig ist, um die gewünschte Menge CO2 in 
Deutschland zu reduzieren.  

Der zweite Punkt ist, dass diese Diskussion mei-
nes Erachtens in der Politik richtig angesiedelt ist. 
Denn es geht um eine massive Veränderung unse-
res Systems aus Steuern, Abgaben und Umlagen. 
Dies ist aus meiner Sicht ein fundamentaler politi-
scher Prozess, der deswegen federführend in der 
Politik geführt werden muss. Ich bin fest davon 
überzeugt, dass auch noch so ambitionierte Kom-
missionen nicht in der Lage sind, darüber Ent-
scheidungen zu treffen, in welcher Art und Weise 

wir unser System aus Steuern, Abgaben und Um-
lagen in diesem Land umbauen. Wir haben natür-
lich Verzerrungen von Preissignalen durch die un-
terschiedliche Belastung von Energieträgern. Wir 
haben z. B. beim Strom bzw. bei der Energie-
wende das Problem, dass die Abgaben und die 
Umlagen auf den Strompreis sowohl klimapoli-
tisch als auch verteilungspolitisch zunehmend 
durch die Verteuerung zu einem Problem werden. 
Hier brauchen wir eine sehr offene Diskussion, 
um uns mit der Frage zu beschäftigen, wie unser 
System künftig funktionieren soll. Angesichts der 
neuen Tabelle der Strompreise in der Welt, wo 
wir jetzt von hinten her gesehen fast Spitzenreiter 
sind, müssen wir uns – wie andere Länder auch – 
mit der Frage von Industriestrompreisen beschäf-
tigen.  

Ein weiterer Punkt, den ich für reformbedürftig 
halte, ist das Thema Beihilferecht. Hier sehe ich 
zarte Ansätze in der „long-term strategy“ der EU. 
Es geht darum, sich zu überlegen, ob das europäi-
sche Beihilferecht möglicherweise auch eine un-
terstützende Funktion für den Umbau der Gesell-
schaft und der Wirtschaft haben kann. Denn eines 
ist klar: Die Produktionsverfahren, die Prozesse, 
die Veränderungen, die wir brauchen, ziehen 
enorme Investitionen nach sich. Das haben wir in 
unserer Studie sehr ausführlich dokumentiert. 
Diese Investitionen sind für sehr lange Zeit nicht 
ähnlich rentabel bzw. nicht als Business Case re-
chenbar, wie die eingeführten Szenarien.  

Wir müssen uns zudem intensiv mit der Frage be-
schäftigen, wie und was um uns herum passiert, 
weil das Thema Carbon Leakage zentral ist. Je hö-
her wir unsere eigenen Ambitionen schrauben, 
werden wir entweder steigende Ambitionen in 
unseren Wettbewerberländern im internationalen 
Wettbewerb sehen oder wir werden das Thema 
Carbon Leakage nach oben fahren müssen, was 
auch mit hohen Mitteln verbunden ist. Die Frage, 
ob wir das Thema CO2-Bepreisung als ganzheitli-
che Thematik betrachten oder ob wir versuchen, 
den Unterschieden in Einzelsektoren gerecht zu 
werden und uns eben mit Instrumenten der CO2-
Bepreisung in den einzelnen Sektoren beschäfti-
gen, muss Gegenstand dieser Betrachtung sein. 
Wir, und das wissen Sie, sind strikt gegen eine 
simple Ausweitung oder Überführung von gewis-
sen Sektoren wie Verkehr oder Gebäude in das be-



  

 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit 

   
 

19. Wahlperiode Protokoll der 38. Sitzung 
vom 3. April 2019 

Seite 5 von 26 

 
 

stehende ETS [„European Union Emissions Tra-
ding System“ bzw. EU-Emissionshandel]. Denn 
die nachgelagerten Preiseffekte durch sehr 
preisunsensible oder sehr elastische Massenver-
braucher in ein bestehendes System sind aus un-
serer Sicht maximal nicht untersucht und bergen 
enorme Risiken. Das bitte ich einfach bei allen 
Überlegungen zu berücksichtigen. Hier müssen 
wir wirklich gucken, was ist möglich in den ein-
zelnen Sektoren. Der Gebäudesektor ist schon 
wieder völlig anders als der Verkehrssektor. Viel-
leicht noch zwei letzte Punkte. Wir haben in der 
Kommission für Wachstum …. 

Vorsitzende: Sie sind eigentlich mit Ihren fünf 
Minuten durch. Machen Sie es kurz bitte. 

Holger Lösch (BDI): Ich glaube, solche Kraftakte 
wie in der Kohle-Kommission oder in der Ver-
kehrskommission werden in Zukunft schwierig 
werden. Und ein letzter Punkt noch: Man muss 
die Wahrheit aussprechen. Die öffentliche Hand 
muss auch hier mit Vorbildfunktion vorangehen – 
Stichwort Gebäude, Stichwort Fuhrparks, Stich-
wort Green Procurement und all diese Dinge. Ich 
glaube, wenn wir hier kein „level playing field“ 
[„Wettbewerbsgleichheit“] haben, werden wir mit 
der Akzeptanz in ganz schwieriges Gewässer kom-
men. Vielen Dank. 

Vorsitzende: Dankeschön Herr Lösch. Und damit 
hat das Wort Herr Caspar von Germanwatch e. V. 
für sein Statement, bitteschön. 

Oldag Caspar (Germanwatch e. V.): Hallo in die 
Runde, liebe Abgeordnete des Bundestages, vielen 
Dank für die Einladung hier in den Ausschuss. Ich 
habe ein paar Folien mitgebracht. (Ausschuss-
drucksache 19(16)183-D, Anlage 1) 
Ich glaube, das, was Sie hier sehen, ist eine der 
wichtigsten Grafiken dieser Monate in Deutsch-
land. Die Grafik zeigt die Klimaschutzmaßnah-
men- Lücke, in der Deutschland gerade drin 
steckt. Die müssen wir überwinden. Da sind wir 
jetzt dran mit der Kohle-Kommission und mit an-
deren Anstrengungen, endlich, und das ist gut so. 
Dieses Jahr ist, glaube ich, – Annegret Kramp-Kar-
renbauer hat es gerade gesagt – für die Politik das 
Klimaschutzjahr. Und das Thema, mit dem wir 
uns heute beschäftigen – ich freue mich über so 
viele Besucherinnen und Besucher hier  – das 
zeigt auch, wie wichtig das ist. Aus unserer Sicht 
bzw. aus der Sicht vieler Akteuren, die wir hier 

sehen – unterschiedliche Schulen der Wirtschafts-
wissenschaften – ist das Instrument CO2-Beprei-
sung eine notwendige Maßnahme innerhalb die-
ses Instrumentenmixes, den wir jetzt brauchen, 
um die Maßnahmelücke zu füllen, aber eben al-
lein nicht hinreichend. Das ist ein Schlüssel, aber 
nicht der einzige. Wir brauchen noch andere Sa-
chen. Aber zunächst müssen wir uns damit be-
schäftigen in diesem Jahr, das ist extrem wichtig. 
Wir sehen, dass viele Akteure, z. B. der Bundes-
rechnungshof, der Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
und viele weitere Akteure dieses Ziel gerade un-
terstützen. Auch im Hinblick auf die anderen Län-
der tut sich viel rund um Deutschland. Herr 
Lösch, Sie haben die anderen Länder erwähnt um 
uns herum. Das betrifft Europa, das betrifft die 
Welt. Es gibt positive Beispiele, die zum Teil sehr 
gut untersucht sind, zum Teil noch nicht so gut 
untersucht sind. Aber es gibt viele Positivbei-
spiele dafür, dass es funktioniert. Die Lenkungs-
wirkung ist da und die Wirtschaft leidet nicht, sie 
wandert nicht ab und sozial funktioniert das auch. 
Die soziale Ausgewogenheit ist gegeben. Frank-
reich ist die Ausnahme – das müssen wir ganz 
klar sehen. Darüber können wir uns nachher viel-
leicht in der Frage- und Antwortrunde unterhal-
ten, was in Frankreich schief gelaufen ist bzw. 
was wir in Deutschland deswegen verhindern 
müssen. Aber viele Länder zeigen uns auch, wie 
das geht.  

Kurzer Eindruck noch aus Europa: Wir haben 
zwölf EU-Mitgliedstaaten, die zurzeit neben dem 
Emissionshandel Elemente von CO2-Bepreisung 
eingeführt haben. Und es gibt weitere, die darüber 
nachdenken. Wir werden bald das 13. Land, näm-
lich die Niederlande, haben in diesem Bereich. Es 
gibt andere Länder wie Norwegen und die 
Schweiz, die das zum Teil schon seit langem ha-
ben – in Preishöhen von über 50 Euro bis zu 
100 Euro im Verkehrs- und im Gebäudesektor. 
Zum Teil gibt es auch im Industriesektor CO2-Be-
preisung. Die Niederländer wollen das jetzt gerade 
einführen, die Finnen haben das schon, nicht über 
die gesamte Industrie, aber durchaus zusätzlich 
zum Emissionshandel. Und dann noch die Strom-
bepreisung natürlich bzw. die Mindestbepreisung 
für Strom ist eine Sache – da kommen wir viel-
leicht gleich noch dazu.  
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Weltweit – ein paar Hinweise noch dazu: Die G20, 
Herr Lösch, wir haben dazu mal eine gemeinsame 
Erklärung gemacht zusammen mit Herrn Eden-
hofer – inzwischen ist es so, dass zehn G20-Län-
der, wenn man den Emissionshandel jetzt in 
Deutschland mal raus lässt, zusätzliche CO2-Be-
preisungsmechanismen haben – zum Teil wenig 
ambitioniert, was das Preisniveau angeht, zum 
Teil aber durchaus ambitioniert und ansteigend. 
Und auch das erweitert sich gerade rapide. Seit 
diesem Jahr sind zwei neue Länder dazugekom-
men und Südafrika kommt wahrscheinlich noch 
dazu. Dann noch ein kurzer Hinweis darauf, dass 
wir in Deutschland eine breite Unterstützung der 
Wirtschaft – ich hätte schon fast Konsens gesagt – 
haben für genau das: für mehr Aktivitäten auch 
über den Verkehr- und Gebäudesektor hinaus. Für 
den BDI ist das noch schwierig. Aber für andere 
Unternehmen, für andere Verbände ist es schon 
eine Weile nicht mehr schwierig, dass zumindest 
im Strombereich ein einsteigender CO2-Mindest-
preis wichtig ist.  

Hier sind ein paar Beispiele. Es kommen auch 
neue Unternehmen dazu. Volkswagen könnte bald 
eines von denen sein mit seinem internen CO2-
Preis, den sie einführen wollen. Der BDEW und 
der VKU erarbeiten gerade konzedierte Positionen 
dazu und haben auch schon positive Positionie-
rungen.  

Noch etwas zur sozialen Frage: Auch Sozialver-
bände, Gewerkschaften und Verbraucherschutz-
verbände entscheiden sich immer mehr dafür, 
eine CO2-Bepreisung auch in Verkehrs- und Ge-
bäudesektor zu unterstützen. Ver.di hat gerade vor 
zwei Wochen dazu eine Positionierung im Vor-
stand erarbeitet, die das unterstützt. Auch der 
Mieterschutzbund und andere Akteure sind auch 
schon am Bord – das geht weiter. Es gibt eine Um-
frage vom IASS (Institute for Advanced Sustaina-
bility Studies), die ist relativ frisch, und da wurde 
die Bevölkerung gefragt, ob sie bereit wäre, aus 
Klimaschutzgründen mehr für das Autofahren o-
der für das Heizen ihrer Wohnungen zu bezahlen. 
28 Prozent haben gesagt: „Ja.“ Und weitere 46 Pro-
zent haben gesagt: „Nur, wenn wir dafür an ande-
rer Stelle kompensiert werden.“ Zusammen macht 
das 74 Prozent. Und dann gibt es weitere 13 Pro-
zent, die sagen: „Das finden wir nicht akzeptabel, 
weil ich es mir nicht leisten kann.“ Wenn es aber 
jetzt die Politik schafft, von Anfang an klar zu 

kommunizieren, dass die Bevölkerung sich das 
leisten kann – gerade auch die einkommens-
schwächeren Haushalte –, dann werden von de-
nen möglicherweise noch welche zu diesen 
74 Prozent dazukommen. Wir haben – glaube ich 
– auch einen Handlungsauftrag von der Kohle-
Kommission.  

Noch eine letzte Botschaft von mir: Mir scheint, 
wir bzw. die Bundesregierung haben die Aufgabe 
–– in der aktuellen Debatte zum 2030-Maßnah-
men-Gesetz, dort jetzt einen Anker reinzusetzen, 
dass wir die CO2-Bepreisung sektorenübergreifend 
voranbringen. Sektorenübergreifend heißt im 
Stromsektor zusammen mit den Nachbarländern – 
da warten gerade viele auf Deutschland. Es wird 
eine große Koalition möglich sein – davon gehe 
ich jedenfalls aus. Und dann für weitere Bereiche 
Industrie, vielleicht auf EU-Ebene zumindest in 
der weiteren Zukunft, dass das jedenfalls jetzt 
festgelegt wird, wäre wichtig. Dankeschön. 

Vorsitzende: Herr Dr. Lüning, Ihr Statement bitte. 

Dr. Sebastian Lüning: Schönen guten Morgen und 
herzlichen Dank für die freundliche Einladung. 
Ich bin Naturwissenschaftler und möchte daher 
die Thematik auch aus dieser Sichtweise kom-
mentieren. Entscheidungen zur CO2-Bepreisung 
können nicht von der naturwissenschaftlichen Ba-
sis entkoppelt werden. Aus genau diesem Grund 
räumt der Weltklimarat IPCC den Naturwissen-
schaften breiten Raum in seinen Berichten ein. 
Als offizieller IPCC-Gutachter habe ich Einblick in 
die klimawissenschaftlichen Diskussionen der 
Fachkollegen zu Unsicherheiten und offenen Fra-
gen. Leider werden diese Streitpunkte in den we-
nigsten Fällen in den Zusammenfassungen für Po-
litiker aufgeführt. Ich bin mir daher nicht sicher, 
wie viel davon außerhalb der Fachzirkel über-
haupt bekannt ist.  

Ein einfaches Beispiel: Wie hoch ist der mensch-
gemachte Anteil an der bisher beobachteten Er-
wärmung? Der kürzlich veröffentlichte IPCC-Spe-
zialbericht zum 1,5 Grad-Ziel geht davon aus, dass 
die Erwärmung vollständig anthropogenen Ur-
sprungs sei. Im Gegensatz hierzu räumt ein na-
hezu zeitgleich veröffentlichter Klimabericht der 
Schweiz natürlichen Klimafaktoren deutlich mehr 
Raum ein, welche bis zur Hälfte der im Land beo-
bachteten Erwärmung verursacht haben könnte. 
Ähnlich äußerte sich der bekannte Klimaforscher 
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Mojib Latif 2012 in einem Zeitungsinterview. 
100 Prozent oder mehr als 50 Prozent Menschen 
gemacht? Das ist ein riesiger Unterschied.  

Große Unsicherheiten auch beim Erwärmungspo-
tenzial des Kohlendioxids. CO2 wirkt erwärmend, 
so viel ist klar. Der genaue Erwärmungsbetrag ist 
jedoch noch immer schlecht bekannt und wird 
vom IPCC seit seinem ersten Klimabericht 1990 
im Bereich von eineinhalb bis viereinhalb Grad 
Erwärmung pro CO2-Verdopplung vermutet. Die-
ser sehr große mit Faktor 3 behaftete Unsicher-
heitsbereich hat sich trotz größter Forschungsan-
strengungen bis heute nicht verringert. Die Spann-
weite der möglichen Temperaturentwicklung 
reicht entsprechend von beherrschbar bis katastro-
phal. In einem kürzlich erschienenen Spiegelin-
terview zeigte sich der Klimaforscher Bjorn Ste-
vens vom Hamburger Max-Planck-Institut für Me-
teorologie zutiefst frustriert darüber. Die einzige 
Gewissheit, die wir hätten, sagt Stevens, ist, dass 
die Menschheit noch einige Zeit auf handfestere 
Klimaprognosen wird warten müssen, da die ge-
naue Wirkungsweise der Wolken noch unverstan-
den sei. Vieles deutet mittlerweile auf einen Wert 
der CO2- Klimasensitivität in der unteren, weniger 
gefährlichen Hälfte des Spektrums hin. Stevens 
Hamburger Kollege, der Klimamodellierer Jochem 
Marotzke, warnte in einer kürzlich veröffentlich-
ten Publikation, dass selbst schmerzhafte Anstren-
gungen zur CO2-Reduktion in den kommenden 
zwei Jahrzehnten möglicherweise kaum einen 
Einfluss auf das Klima haben könnten. In diesem 
Zeitmaßstab spielt nämlich die natürliche Klima-
variabilität eine große Rolle. Marotzke sieht eine 
große Kommunikationsherausforderung auf die 
Wissenschaftler zukommen und das gilt natürlich 
auch für die Politik.  

Wir sollten die noch immer vorhandenen Risiken, 
Unsicherheiten und Lücken im Klimaverständnis 
nüchtern zur Kenntnis nehmen und die Klimapo-
litik entsprechend vorsichtig und vor allem 
schrittweise planen. Es macht wenig Sinn, schon 
jetzt für den schlimmstmöglichen Fall zu planen, 
wenn Vieles darauf hindeutet, dass der Klima-
wandel möglicherweise viel weniger dramatisch 
ausfällt als von einigen Protagonisten mit großer 
Überzeugung behauptet. Das Thema ist viel zu 
ernst, als dass streikende Jugendliche ohne jegli-
che Fachqualifikation die Politik vor sich hertrei-

ben sollten. Wir müssen zudem die technologi-
schen und physikalischen Realitäten anerkennen. 
Einen neuen kohlenstofffreien Energiegrundlast-
träger sowie eine großmaßstäbliche Energiespei-
cherung gibt es heute einfach noch nicht. Im Sek-
tor der Stromerzeugung wird eine CO2-Bepreisung 
daher vor allem den Wechsel von Kohle zu Erdgas 
stimulieren. Erdgas verbrennt emissionsärmer als 
Kohle. Der in Deutschland durch Verbot geplante 
Ausstieg aus der Kohle macht eine marktwirt-
schaftliche Lenkung über eine zusätzlich CO2-Be-
steuerung bei uns praktisch überflüssig. Auf euro-
päischer Ebene wird das gemeinschaftliche CO2-
Vermeidungsziel kosteneffizient mit dem bereits 
bestehenden Emissionshandel erreicht.  

Klimapolitik erfordert Augenmaß. Hauptaufgabe 
der Politik sollte es nun sein, energietechnologi-
schen Fortschritt mithilfe von Forschungsförde-
rung zu stimulieren. Eine vollständige Dekarboni-
sierung bleibt solange illusorisch bis technische 
Ersatzlösungen vorliegen. Selbst eine scharfe CO2-
Bepreisung kann diesen technischen Durchbruch 
nicht erzwingen, wie am Beispiel der Kernfusi-
onsforschung deutlich wird. Eine Konzentration 
auf das derzeit realistisch Machbare sollte Priori-
tät haben, gerade unter Berücksichtigung der in-
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. 
Maßnahmen sollten nicht nur ökologisch nachhal-
tig sein, sondern auch einer sozialen und wirt-
schaftlichen Nachhaltigkeit genügen. Vielen Dank. 

Vorsitzende: Das nächste Statement hören wir von 
Herrn Prof. Dr. Weimann von der Uni Magdeburg 
Fakultät für Wirtschaftswissenschaft (FWW). 

Prof. Dr. Joachim Weimann (FWW): Ich bin Öko-
nom und ich möchte die fünf Minuten, die ich 
habe, nutzen, um grundsätzlich die Frage zu be-
handeln, warum CO2-Bepreisung eigentlich Sinn 
macht und welche Fallen es dabei gibt, auf die 
man achten muss. Zunächst einmal, was ist CO2-
Bepreisung, warum sind Ökonomen dafür so emp-
fänglich? Nun es geht um die Internalisierung ex-
terner Effekte. Sie haben es in Ihrer Anmoderation 
gesagt: Wir haben keine Preise für Umweltgüter, 
weil Märkte keine Preise schaffen können, wenn 
Eigentumsrechte nicht existieren. Das führt zu ei-
nem Defekt des marktwirtschaftlichen Systems. 
Den kann man beheben, wenn man diese Preise 
gewissermaßen staatlich schafft. Diese Idee steckt 
hinter der Pigou-Steuer. Dann stellt sich natürlich 
die Frage, wie hoch sollte diese Steuer sein, was 
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ist der optimale Preis? Nun diese Grafik gibt Ihnen 
die Antwort, sehr einfach, alles sehr verkürzt 
(Ausschussdrucksache 19(16)183-B, Anlage 4). Ich 
habe nur fünf Minuten. Der optimale Steuersatz 
entspricht dem Punkt an dem die Grenzvermei-
dungskosten gleich den Grenzschäden aus Emissi-
onen sind. Das Problem bei der Geschichte ist, 
dass wir diesen Punkt nicht kennen. Um den zu 
berechnen, müssten wir nämlich diese beiden 
Funktionen kennen und zwar nicht nur heute, 
sondern auch für die Zukunft. D. h., für die nächs-
ten hundert Jahre müssten wir das berechnen kön-
nen. Entsprechend vage sind die Aussagen über 
die optimale CO2-Steuer. Die Trump-Administra-
tion hat gerade ausgerechnet, dass der optimale 
Preis ein Dollar ist. Das andere Extrem sind Be-
rechnungen, die bei 400 bis 500 Dollar liegen. Sie 
können jede Zahl dazwischen erzeugen – Sie müs-
sen nur die Annahmen entsprechend setzen. Das 
ist so ein bisschen Kaffeesatzleserei, aber mit Wis-
senschaft hat es eigentlich nicht viel zu tun.  

Deswegen ist die CO2-Bepreisung eigentlich nur 
im Second-Best Bereich sinnvoll. Second-Best be-
deutet, wir verzichten darauf, herausfinden zu 
wollen, was denn der gesellschaftlich optimale 
Preis bzw. die gesellschaftlich optimale CO2-
Menge ist, sondern wir gehen einfach davon aus, 
dass wir sagen, wir müssen die Mengen begrenzen 
und wir wollen diese Mengenbegrenzung so orga-
nisieren, dass die Kosten, die dabei entstehen, mi-
nimal sind. Diese Forderung der Kosteneffizienz – 
so nennen Ökonomen das – ist essenziell. Wenn 
wir die verfehlen, dann bedeutet das, dass wir mit 
Ressourcen, die wir für den Klimaschutz einset-
zen, weniger CO2 einsparen können als wir bei 
kosteneffizienten Einsatz hätten einsparen kön-
nen. Das kann nicht gut sein. Deswegen müssen 
wir versuchen, Instrumente anzuwenden, die das 
machen.  

Ich habe mal versucht, dies grafisch aufzuberei-
ten. Die Zeit ist viel zu kurz, um das zu erklären. 
Wenn Sie genau hinsehen, sieht man, dass der 
grüne Balken größer ist, als der blaue. Das ist der 
Punkt, warum die Einführung einer Steuer zu ei-
ner Kostensenkung führt bei gleicher Vermeidung. 
Mehr will ich an der Stelle nicht sagen, weil mir 
die Zeit fehlt. Ich würde lieber gerne noch ein 
paar andere Dinge anfügen.  

Wie kann man Kosteneffizienz erreichen? Es gibt 
zwei Wege. Der erste Weg ist die CO2-Steuer. 

Diese sichert uns Kosteneffizienz. D. h., wenn wir 
eine Steuer erheben auf einen Schadstoff, ganz 
egal was das ist, dann sehen wir eine bestimmte 
Vermeidungsmenge und wir können sicher sein, 
die ist kosteneffizient hergestellt oder erreicht 
worden. Der Umfang der Einsparung hängt bei ei-
ner Steuer natürlich unmittelbar davon ab, wie 
hoch wir diese Steuer setzen. Wenn wir die Steuer 
erhöhen, steigt die Einsparung der Emission. 
D. h., wir steuern bei einer Steuer die Mengen 
nicht direkt. An der Stelle möchte ich sagen, ein 
für mich wichtiger Punkt ist, dass Klimaeffekte 
nicht davon abhängen, welches Preisschild auf 
den CO2-Molekülen klebt, das in die Luft geht, 
sondern ausschließlich von den Mengen, die in 
die Luft gehen. Deswegen ist es aus meiner Sicht 
sinnvoll, darüber nachzudenken, wie wir genau 
diese Mengen möglichst genau steuern können 
und das macht der Emissionshandel. Der Emissi-
onshandel erzeugt auch einen CO2-Preis. Er si-
chert auch Kosteneffizienz – genauso wie die CO2-
Steuer. Allerdings gilt beim Emissionshandel, 
dass die CO2-Vermeidung, die wir beobachten, 
nicht vom Preis abhängt. Das ist etwas, was in der 
öffentlichen Diskussion immer sehr missverstan-
den wird. Dort hat man immer das Gefühl, ein 
Handel funktioniert nur, wenn der Preis möglichst 
hoch ist. Das ist nicht richtig. Denn die Vermei-
dungsmengen hängen davon ab, wie die Mengen 
durch den staatlichen Planer, in dem Fall die EU, 
begrenzt werden vom Cap und nur davon, nicht 
von dem Preis. Der Markt, der den Preis erzeugt, 
hat nur eine Funktion, nämlich Kosteneffizienz 
herzustellen. D. h. das, was der Planer vorgibt an 
Vermeidung, so zu organisieren, dass es zu mini-
malen Kosten realisiert wird. D. h. dieser Preis hat 
eine andere Funktion als der Preis, den wir haben, 
wenn wir eine Steuer erheben. Das muss man 
ganz einfach sehen.  

Nun diskutieren wir darüber, dass wir eine CO2-
Steuer in Deutschland einführen wollen. Wir re-
den hier nicht über Europa. Die Frage ist, ob das 
Sinn macht? In Emissionshandel-Sektor, da würde 
ich sagen, hat es überhaupt keinen Sinn, eine zu-
sätzliche Steuer einzuführen. Das hätte lediglich 
den Effekt, dass wir eine zusätzliche Belastung für 
deutsche Emittenten hätten, aber keine zusätzli-
che CO2-Einsparung. Macht es im „Nicht-ETS-
Sektor“ Sinn? Nun zunächst einmal: Damit der 
Mechanismus der Kosteneffizienz funktionieren 
kann, brauchen wir einen einheitlichen Preis. 
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D. h., der Preis für CO2 muss überall der gleiche 
sein. Jede Quelle, die emittiert, muss für diese 
Emission den gleichen Preis bezahlen. Das ist es-
senziel für das Funktionieren, sowohl der Steuer 
als auch des Emissionshandels. Wir haben eine 
Situation, in der multiple CO2-Preise mit Kosten-
effizienz nicht zu vereinbaren sind. Deswegen 
müssen wir, wenn wir die CO2-Steuer zusätzlich 
einführen, das im Idealfall so tun, dass die Steuer 
etwa dem Preis entspricht, der im Emissionshan-
del-Sektor erzeugt wird. Da wäre es allerdings ein-
facher, den Emissionshandel-Sektor zu erweitern 
auf die Bereiche, die wir da besteuern wollen. 
Man muss dabei beachten, dass es bereits impli-
zierte CO2-Steuern gibt. Denken Sie an die Kraft-
stoffe Benzin und Diesel. Die implizierte Steuer-
last auf einen Liter Diesel liegt bereits bei über 
200 Euro [sic!]. Da müssen wir drauf achten – das 
müsste berücksichtigt werden.  

Macht es dennoch Sinn über die Preissetzung 
nachzudenken? Ich habe zum Schluss zwei Grafi-
ken zurechtgelegt, die ich Ihnen zeigen möchte, 
um die Sinnhaftigkeit von mit marktwirtschaftli-
chen Preisen arbeitenden Instrumenten zu bele-
gen. Das ist hier die Entwicklung der CO2-Emissi-
onen. Sie hatten eben schon das gleiche Bild, 
wenn ich das richtig gesehen habe. Die Grafik 
zeigt die CO2-Emissionen im deutschen Energie-
sektor von 1999 bis 2016. Das sind Daten des Um-
weltbundesamtes. 1999 deswegen, weil wir 2000 
das EEG eingeführt haben, das Erneuerbare-Ener-
gie-Gesetz. Und Sie sehen, der Erfolg ist über-
schaubar. Wir haben bis 2016 genau 13 Millionen 
Tonnen weniger als 1999 durch die ganzen erneu-
erbaren Energien, die wir da eingeführt haben, er-
reicht. Wobei man sagen muss, bis 2016 haben wir 
etwa Zahlungsverpflichtungen in Höhe von 
400 Milliarden aufgehäuft. Das ist dreimal so viel 
wie die gesamte EU im Jahr für Bildung ausgibt. 
Im Unterschied dazu die Grafik, die den Emissi-
onshandel in Europa zeigt, der immer sehr ge-
scholten wird. Das sind die Daten für den Emissi-
onshandel von 2007 bis 2016. Also hätten wir den 
gleichen Zeitraum. Da liegt die Einsparung, die 
wir bis dahin erreicht haben, bei 628 Millionen 
Tonnen und das zu minimalen Preisen. Ich 
glaube, das sagt sehr viel darüber, welche Instru-
mente sinnvoll sind, nämlich die marktwirtschaft-
lichen, die Preise benutzen, im Gegensatz zu den 
ordnungspolitischen, die uns vorschreiben, wie 

bzw. mit welcher Technologie wir CO2 einzuspa-
ren hätten. Danke. 

Vorsitzende: Dankeschön Herr Prof. Weimann 
und jetzt hören wir ein Statement von Ulf Sieberg 
vom Verein CO2 Abgabe e. V., bitteschön. 

Ulf Sieberg (CO2 Abgabe e. V.): Sehr geehrte Frau 
Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Herren Ab-
geordnete, vielen Dank für die Einladung. Der CO2 

Abgabe e. V. hat sich im März 2017 gegründet. 
Wir sind zwei Jahre an der Thematik dran –recht-
zeitig, wenn man sich anschaut, wie das Thema 
an Fahrt gewinnt. Zu uns gehören Banken, Ener-
gieversorger, Wissenschaftler, wie Ernst Ulrich 
von Weizsäcker oder auch Vorstände aus dem 
Bundesverband der deutschen Energie- und Was-
serwirtschaft. Wir sind 1 000 Mitglieder. Wir fi-
nanzieren uns aus Unternehmen, Kommunen, 
Städten, Gemeinden und Einzelmitgliedschaften. 
Es gibt sehr viele Akteure, sehr viele Kommissio-
nen seitens der Bundesregierung, die eine CO2-Be-
preisung einfordern. Das sind nicht die einzigen, 
sondern auch in den USA haben sich 3 500 Öko-
nomen unter Federführung der Ex-US-Notenbank-
chefin Janet Yellen für eine nationale CO2-Steuer 
ausgesprochen. Wir haben gerade schon gehört, 
dass sehr viele Länder Vorreiter sind wie bei-
spielsweise die Schweiz, Schweden oder auch Dä-
nemark. Gleichzeitig diskutiert gerade der Bun-
desrat einen Antrag des schwarz-gelb-grün regier-
ten Schleswig-Holstein über Klimaschutz in der 
Marktwirtschaft. Dort haben die Ausschüsse Ag-
rar, Finanzen und Umwelt bereits diesem Antrag 
zugestimmt. Der ist jetzt vertagt worden auf An-
trag des Landes Brandenburg im federführenden 
Wirtschaftsausschuss. Wir würden uns freuen, 
wenn da ein bisschen Dynamik rein kommt und 
dieser Antrag auch Zustimmung findet. Warum? 

Viele der Vorschläge reichen von einer globalen 
CO2-Bepreisung, über die Ebene der G20-Länder, 
wie das auch im Koalitionsvertrag verankert ist, 
über die gerade schon gehörte Ausweitung des 
EU-Emissionshandels auf die Sektoren Wärme 
und Verkehr, über eine Bepreisung aller Sektoren 
in Deutschland ohne Ausnahmen, wie wir das als 
CO2 Abgabe e. V. befürworten, bis hin zu dem 
Vorschlag von Bundesministerin Svenja Schulze, 
eine nationale CO2-Bepreisung in den Sektoren 
Wärme und Verkehr einzuführen. Wichtig ist aus 
unserer Sicht, dass man diese Vorschläge alle 
noch einmal ergebnis- und konzeptoffen prüft. 
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Denn es geht am Ende darum, dass wir einen Ein-
druck davon bekommen, welche Wirkungen und 
Verteilungseffekte diese unterschiedlichen Vor-
schläge tatsächlich zeitigen, sowohl in der sozia-
len Frage als auch in der Frage, welche Auswir-
kung das auf die Industrie bzw. auf den Mittel-
stand hat. Deshalb schlagen wir vor, der Deutsche 
Bundestag wolle beschließen, dass es eine Prü-
fung einer Energiesteuerreform bzw. staatlich in-
duzierter Preisbestandteile in Verbindung mit ei-
ner CO2-Bepreisung gibt. Diese Prüfung soll kon-
zeptoffen sein.  

Wenn man sich die einzelnen Mechanismen an-
schaut, die einer CO2-Bepreisung zugrunde liegen, 
dann kommt es einerseits natürlich auf die Be-
messungsgrundlage an, sprich auf welcher Ebene 
eine CO2-Bepreisung eingeführt wird – global, EU-
weit oder national. Die Systematik ist entschei-
dend – da haben wir gerade schon was zu gehört. 
Es stellt sich die Frage: Mengeninstrumente oder 
Preisinstrumente? Es ist entscheidend, mit wel-
chen Preisen man arbeitet und ob man mit einem 
Preis über alle Sektoren arbeitet – das hat Herr 
Weimann gerade schon mal angedeutet –, was wir 
ebenfalls befürworten. Der Preisentwicklungspfad 
ist natürlich entscheidend und es ist entschei-
dend, welche Ausnahmen es gibt. Denn jede Aus-
nahme schmälert die Lenkungswirkung des In-
strumentes. An dieser Stelle sei auch vorwegge-
schickt, dass das CO2-Bepreisungsinstrument ein 
Bestandteil einer Klimaschutzstrategie ist. Es setzt 
den marktwirtschaftlichen Rahmen und ist des-
halb ein sehr wichtiger Bestandteil. Es ist aber 
nicht die eierlegende Wollmilchsau. Es kann jetzt 
nicht heißen, jetzt CO2-Bepreisung, und dann kön-
nen wir uns alle anderen Maßnahmen schenken. 
Darüber hinaus ist natürlich entscheidend, was 
man mit den Einnahmen macht, sprich die Rück-
verteilung. Denn von der ist abhängig, welche 
Verteilungseffekte es für die unterschiedlichen 
Akteure – private Haushalte und Unternehmen – 
am Ende gibt und wie man dann mit möglichen 
sozialen und wirtschaftlichen Härten umgeht. 
Aber es setzt den Grundstein für Investitionen von 
Unternehmen und Haushalten in eine kohlenstoff-
arme Infrastruktur sowie kohlenstoffarme Techno-
logien und Produkte, wo dies besonders kostenef-
fizient möglich ist.  

Deswegen schlagen wir einen Preis über alle Sek-
toren ohne Ausnahmen kontinuierlich auf die tat-
sächlichen Klimaschadenskosten von 180 Euro 
vor, wie das Umweltbundesamt das beziffert hat. 
Soziale und wirtschaftliche Härten sollten zielge-
richtet verhindernd und mildernd ausgeglichen 
werden. Das Ganze ist aufkommensneutral, tech-
nologieoffen und planungssicher. Wenn Sie sich 
angucken, dass diverse Unternehmen schon mit 
Schattenpreisen rechnen, d. h., die haben schon 
einen internen CO2-Wettbewerb um Investitions-
mittel – BASF beispielsweise, die Metro, Siemens 
machen das. Dann sind Unternehmen oft wie an-
dere Länder in Europa längst „Frontrunner“ bei 
der Sache. Das hat viele Vorteile, da kommen wir 
im Laufe der Debatte mit Sicherheit auch nochmal 
dazu. Vielleicht sei zum Schluss nochmal gesagt: 
Richtig gemacht, kann eine CO2-Bepreisung über 
alle Sektoren umgesetzt werden, ohne das Arbeits-
plätze, Investitionen und Emissionen aus 
Deutschland abwandern müssen. Dazu sollten die 
Einnahmen einer CO2-Bepreisung zur Gegenfinan-
zierung von bestehenden Steuern und Umlagen 
genutzt werden. Das sind aus unserer Sicht Ge-
genfinanzierungen der EEG-Umlage, der KWKG-
Umlage, der Stromsteuer, der Heizöl- und der 
Heizgassteuer. Ich möchte nochmal darauf hin-
weisen: Es soll eine ergebnisoffene Prüfung aller 
Vorschläge, die auf dem Tisch liegen, stattfinden. 
Erst dann können wir beurteilen, wie sich die 
Vorschläge tatsächlich auswirken. Die Zeit ist reif 
für wirksame Preise auf Treibhausgase. Danke. 

Vorsitzende: Dankeschön Herr Sieberg und das 
letzte Statement hören wir von Frau Prof. Praeto-
rius von der HTW Berlin, bitteschön. 

Prof. Dr. Barbara Praetorius (HTW Berlin): Vielen 
Dank Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen und 
Herren, es ist schon viel gesagt worden über die 
Grundidee von CO2-Steuern, das muss ich nicht 
alles wiederholen. Ich möchte nur den Hinweis 
noch anhängen, dass ich selbst als Umweltökono-
min und Energieökonomin das Themenfeld sehr 
lange begleite. Ich gehöre zu dem Team der Wis-
senschaftler, die in den 1990er-Jahren die Grund-
lagen für die Ökosteuerreform gelegt haben, die 
1998 umgesetzt worden ist und deren Aufkom-
men dann zur Entlastung der Rentenversiche-
rungsbeiträge genutzt worden ist. Und ich habe 
mir dann in den letzten Jahren nochmal das 
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Thema unter dem Aspekt der Energiepreisgestal-
tung angeschaut.  

Da möchte ich heute ansetzen. Denn die CO2-Be-
preisung hat ein klares Ziel: Das ist die Energie-
wende zu unterstützen, CO2-Emissionen runterzu-
bringen. Das gelingt zurzeit am besten im Bereich 
des Stroms. So haben wir mittlerweile fast 40 Pro-
zent erneuerbare Energien im Wärmebereich. Im 
Verkehrsbereich sieht es leider bei weitem nicht 
so gut aus mit dem Einsatz von CO2-freien oder 
CO2-armen Energieträgern. Wenn man sich dann 
aber umgekehrt anschaut, dass die Energiepreise 
sich sehr unterschiedlich entwickelt haben, dann 
weiß man, da ist eine Schräglage. In den letzten 
10 Jahren ist im Großen und Ganzen nur Strom 
teurer geworden, während die fossilen Energieträ-
ger, die Kraftstoffe, die Heizstoffe im Wesentli-
chen auf dem Preisniveau von damals sind. D. h. 
der Energieträger Strom, der einen wichtigen Bei-
trag leistet zum Gelingen der Energiewende bzw. 
zur Dekarbonisierung, ist teurer geworden, wäh-
rend die anderen, die eigentlich ersetzt werden 
sollen, im Wesentlichen im gleichen Preisbereich 
geblieben sind. Heizöl in Deutschland zählt zu 
den günstigsten in ganz Europa. D. h., wir haben 
eine Schräglage und um die sollte es eigentlich ge-
hen. Die Ursache hierfür liegt zum einen darin, 
dass es bei der CO2-orientierten Energiebepreisung 
unterschiedliche Niveaus gibt. Es liegt aber vor al-
lem auch daran, dass es noch ganz andere Ener-
giewendekosten gibt, die zwar gesamtgesellschaft-
lich gewünscht sind, aber bei den Strompreisen 
abgelegt werden. Das sind die gesammelten Abga-
ben und Umlagen. Und deswegen sage ich auch, 
das ist eine von einer anderen Seite nochmal auf-
gezäumte Idee, um die es hier geht.  

Grundsätzlich kann man sagen, dass Strom günsti-
ger werden muss, wenn wir die Energiewende-
ziele erreichen wollen. Wir werden einen größe-
ren Anteil von Strom im Verkehrsbereich haben, 
wenn auch nicht nur Strom. Wir werden einen 
größeren Anteil von Strom im Wärmebereich ha-
ben, wenn auch nicht nur Strom. Und das ist 
sinnvoll und günstig und soweit sollte es eben 
auch durch die Preisanreize mit gestaltet werden. 
D. h., Strom muss günstiger werden. Das muss 
dann natürlich entsprechend gegenfinanziert wer-
den und es müssen Gegenanreize gesetzt werden 
dadurch, dass CO2-Preisaufschläge auf die fossilen 
Energieträger – also auf Heizöl und Kraftstoffe – 

getätigt werden, um dort einen Anreiz zur Minde-
rung zu setzen. Was muss man dabei beachten, 
wenn man das alles organisiert? Also Strom güns-
tiger machen, anderes teurer machen, dann hat 
man natürlich Verteilungswirkungen und man 
muss eben auch schauen, wie diese Rückvertei-
lung so gestaltet wird, dass sie möglichst den so-
zial Schwächeren zugutekommt. Wir haben zur-
zeit ein System der Wälzung der Energiewende-
kosten über den Strompreis, der regressiv wirkt. 
Das EEG wirkt wie eine Verbrauchssteuer und für 
die anderen Auflagen kann man andere Finanzie-
rungsformen finden, die sehr viel sozialverträgli-
cher sind – da muss man weiter denken an der 
Stelle.  

Wir haben es hier gleichzeitig mit einer Angele-
genheit zu tun, die sehr zeitkritisch ist, d. h. wir 
können die ganze Thematik nicht auf die lange 
Bank schieben. Und das ganze System bei den Ab-
gaben und Umlagen komplett neu zu organisieren 
– das ist völlig illusorisch. Es muss also anknüp-
fen an den bestehenden bzw. vorhandenen Syste-
men der Besteuerung und Bepreisung. Um es kon-
kret zu machen: Man kann den Strompreis entlas-
ten, indem man bestimmte Regelungen, die ei-
gentlich nicht in den Bereich der Energiewende 
fallen, rausnimmt – beispielsweise aus den Strom-
preisen aus der EEG-Umlage, das sind Ausnah-
meregelungen für die Industrie, die industriepoli-
tisch sinnvoll sind, aber die nicht unbedingt vom 
Verbraucher zu tragen sind. Es trägt ja im Ver-
kehrsbereich auch nicht der Verbraucher die 
Kraftstoffbesteuerung. Die Ausnahmeregelungen, 
die hier und dort herrschen, sind unsystematisch; 
das kann man rausnehmen. Man kann den Anteil 
rausnehmen, der für die Einführung der Erneuer-
baren und für die Minderung der Kosten aufge-
wendet worden ist. Der preissenkende Effekt des 
EEG ist allen bekannt. D. h., jetzt und zukünftig ist 
der Ausbau der erneuerbaren Energie preissen-
kend im Energiebereich, im Strombereich. Aber 
die ursprünglichen Mehraufwendungen, um die 
Anfangsschwierigkeiten zu überwinden, werden 
noch weiterhin mitbezahlt. Aber das ist eher eine 
gesamtwirtschaftliche Aufgabe, die deswegen 
auch in anderer Form dem Gemeinlastprinzip fol-
gend getragen werden könnte. Wenn man dann 
noch die Mehrwertsteuer oben drauf schlägt, kann 
man die Strompreise im Großen und Ganzen um 
20 Prozent oder mehr senken. Das ist spürbar, das 
ist auch spürbar in den Rechnungen, wenn man 
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das entsprechend gestaltet. D. h., das kann beim 
Verbraucher direkt ankommen und man kann im 
Gegenzug auch das Heizen und die Kraftstoffe mit 
einer CO2-Bepreisung belasten. Dabei belasse ich 
es dann erstmal, alles Weitere wird dann in der 
Diskussion noch folgen. 

Vorsitzende: Dankeschön Frau Prof. Praetorius. 
Wir kommen damit in die erste Frage- und Ant-
wortrunde und die erste Frage stellt Frau Weisger-
ber und sie richtet sich an Herrn Lösch. 

Abg. Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU): Vielen 
Dank Frau Vorsitzende. Herr Lösch, die Industrie 
hat durch den europäischen Emissionshandel be-
reits einen CO2-Preis zu zahlen. Der ETS ist in der 
Vergangenheit immer wieder in der Kritik gewe-
sen, weil der Preis im Keller war. Das hat sich ge-
ändert, mittlerweile ist der Preis bei rund 20 Euro 
pro Tonne. Können Sie uns aus der Praxis berich-
ten, wie der ETS wirkt, beispielsweise als wirksa-
mes Klimaschutzinstrument und ob die bisher 
vorgegebene Emissionsreduzierung auf EU-Ebene 
auch eingehalten wird?  

Und dann die zweite Frage: Wie würde sich jetzt 
Ihrer Meinung nach eine Ausweitung des ETS auf 
die Sektoren Verkehr, Gebäude, eventuell auch 
Landwirtschaft, auf die Industrie auswirken? An-
genommen diese Ausweitung würde europäisch 
nicht klappen – es wäre sicherlich der Königsweg, 
das auf der europäischen Ebene hinzubekommen. 
Es sieht ja die EU-Richtlinie eine Ausweitung auf 
Deutschland vor, auch im EU-Emissionshandel 
eine Ausweitung auf den Verkehr und auf den 
Wärmesektor. Oder: Es gibt ja noch die Alterna-
tive eines rein nationalen Emissionshandelssys-
tems. Welche Auswirkung hätte das auf die In-
dustrie, aber auch auf die Bürgerinnen und Bür-
ger? 

Holger Lösch (BDI): Zunächst einmal zum ETS. 
Ich denke, Prof. Weimann hat das sehr schön be-
schrieben. Die Debatte, ob der CO2-Preis im ETS 
zu niedrig ist, ist natürlich eine absolute Geister-
debatte gewesen und zwar immer. Denn es ist ein 
Mengensystem, es werden Mengen definiert, die 
möglichst effizient aus dem System genommen 
werden. Die Anzahl der Zertifikate wird jährlich 
reduziert – nach der Reform auch deutlich mehr. 
Wir werden künftig 2,2 Prozent der Zertifikate je-
des Jahr herausnehmen. Man kann das ganz leicht 
auch bei der Deutschen Emissionshandelsstelle 

einsehen, diese Vorgaben werden einfach erreicht. 
Die Menge CO2, die man sich vornimmt, wird ver-
lässlich reduziert und das System ist schlicht 
intrinsisch logisch an der Stelle. Von daher glaube 
ich, dass wir jetzt, wo auch die öffentliche Debatte 
ein bisschen abgeflacht ist, weil sich der Preis un-
gefähr verfünffacht hat, dass wir erleben werden, 
dass dieses ETS der EU bis zum Ende seines vor-
läufigen Lebens, nämlich bis 2030, genau die 
Menge CO2 aus dem System entfernt haben wird, 
die man sich vorgenommen hat. Wir haben starke 
Reformschritte gemacht – da haben wir intensiv 
innerhalb der Industrie, aber auch mit der EU ge-
rungen. Ich denke mit der „Market Stability Re-
serve“, die wir eingeführt haben, und eben jetzt 
diese verschärften  Reformpfade, bin ich mir si-
cher, dass das System sehr deutlich seine Pflicht 
erfüllen wird.  

Zum Thema „Unterwerfung unter den ETS“: Ich 
gestehe, es ist natürlich eine verlockende Wahr-
nehmung, zu sagen: „Okay, ETS funktioniert, – 
dann packen wir doch jetzt die anderen Sektoren 
einfach auch mit rein.“ So einfach ist es nicht. Ich 
will jetzt gar nicht Kollegen aus der Kohle-Kom-
mission zitieren, die sich mit Fragen der 
Klimaökonomie beschäftigen. Ich glaube, das 
Problem liegt darin, dass die Lenkungswirkung in 
den einzelnen Sektoren unterschiedlich ist. Und 
es gibt die Theorie, dass so ein System dann funk-
tioniert, wenn die betroffenen Sektoren ähnlich 
vergleichbare Lenkungswirkungen bzw. ähnliche 
Vermeidungskosten haben. Das ist in diesen Be-
reichen, die jetzt betroffen sind, Energie und die-
ser Teil der Industrie, der drin ist, offensichtlich 
soweit gegeben, das sich das ordentlich ausbalan-
ciert. Aber wenn sie Vermeidungskosten von 
25 Euro die Tonne haben, die offensichtlich was 
bewegen, und auf der anderen Seite berechnen sie 
Lenkungswirkungen für den Verkehrsbereich – da 
haben wir jetzt mal 250 Euro die Tonne gerechnet. 
Das ist ungefähr der Hebel, den sie brauchen, da-
mit Menschen das tun, was im Verkehr getan wer-
den müsste. Dann ist das natürlich ein giganti-
scher Unterschied. Die große Sorge, die wir haben, 
ist, wenn Sie schlicht und ergreifend sagen, wir 
packen das national oben drauf – ich will jetzt gar 
nicht über die europäische Debatte reden, die 
müssen wir dann auch führen, was macht das mit 
den anderen Mitgliedstaaten? Aber die Gefahr ist 
einfach nicht von der Hand zu weisen, dass dann 
Menschen, die um jeden Preis Auto fahren wollen 



  

 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit 

   
 

19. Wahlperiode Protokoll der 38. Sitzung 
vom 3. April 2019 

Seite 13 von 26 

 
 

oder müssen, Effekte auslösen, die am Ende für 
die Sektoren, die heute im System sind und die 
sich langfristig auf diese Entwicklungen einge-
stellt haben – eben Energie und Verkehr  –, plötz-
lich mit unabsehbaren Preisänderungen bzw. 
Preissteigerungen konfrontiert sind. Über sowas 
kann man diskutieren. Aber man muss es ganz 
klar unter dem Aspekt diskutieren: Was macht das 
mit dem bestehenden ETS-System, wenn wir das 
einfach so übertragen? Ich warne davor zu sagen: 
Wir packen hier Cents beim Sprit drauf. Das ha-
ben sie an meiner Tankstelle von abends bis mor-
gens ungefähr drei Mal. Und trotzdem sehe ich da 
immer Menschen tanken. Ich glaube, dass muss 
man sich sehr gut überlegen. Das Ganze ist eine so 
umfassende Reform, die muss man sich ganz in-
tensiv überlegen, weil man möglicherweise sonst 
Effekte generiert, die man weder politisch, noch 
ökonomisch, noch sozial haben will. 

Vorsitzende: Dankeschön Herr Lösch. Die nächste 
Frage kommt von Frau Scheer, bitteschön. 

Abg. Dr. Nina Scheer (SPD): Ich möchte meine 
zwei Fragen zum einen an Frau Praetorius und 
zum anderen an Herrn Caspar richtigen. Zu der 
ersten Frage an Frau Praetorius gerichtet, möchte 
ich nochmal darauf eingehen, dass es ja eigentlich 
eine Selbstverständlichkeit ist, dass wir eine Be-
preisung brauchen, wenn wir einen fairen Ener-
giemarkt haben wollen. Es ist dann natürlich auch 
die Frage, ob man im ETS-Bereich den Mindest-
preis nicht voranbringen muss. Aber wenn wir 
uns heute konzentrieren wollen auf eine CO2-Be-
preisung im „Non-ETS“, dann wäre meine Frage 
an Sie, inwieweit müsste man eigentlich die 
Schadstoffe ins Visier nehmen und nicht nur beim 
CO2 bleiben. Ich ziele darauf, dass man durchaus 
Lenkungseffekte auch in Richtung Atomenergie 
damit zeitigen könnte. Atomenergie wäre dann 
eine begünstigte Form der Energiegewinnung, 
wenn man die Schadstoffe nicht ins Visier nimmt, 
sondern nur CO2. Und dann meine Frage an Herrn 
Caspar: Welche Erfahrungen gibt es mit Rückver-
teilungsmechanismen, um auf keinen Fall ein 
„Gelbwesten Szenario“ zu bekommen? Es gibt Bei-
spiele, können Sie vielleicht diese Beispiele nen-
nen? Danke. 

Prof. Dr. Barbara Praetorius (HTW Berlin): Vielen 
Dank für die Fragen. Zunächst eine ganz kurze 
Anmerkung wiederum zum Thema Emissionshan-
dels-Mindestpreis. Das Thema ist ja auch in der 

Strukturkommission diskutiert worden. Dazu gibt 
es ein Sondervotum von einigen, zu denen ich 
auch zähle, die gesagt haben, man muss auch im 
Emissionshandel mittelfristig über einen CO2-
Mindestpreis nachdenken. Warum? Weil das Ver-
lässlichkeit und Planbarkeit schafft für alle Seiten, 
auch für die Industrie, die an der Stelle eine Plan-
barkeit hat. Es muss natürlich entsprechend aus-
gewogen gestaltet werden und über die Zeit hin-
weg steigen. Aber damit hätte es den Vorteil, dass 
diese Schwankungen, die genau das Problem sind 
bei einem Mengensteuerungsinstrument, dass 
man eben nicht ganz genau weiß, welcher Preis 
herrscht – wann und wie großzügig sind die Men-
gen denn – und welchen Einfluss hat denn z. B. 
ein Wirtschaftsaufschwung oder Abschwung auf 
die Preise und entsprechend auf die Anreizwir-
kung, die man da hat. Damit man das eben ein 
bisschen abfedert, wäre ein solcher Mindestpreis 
absolut sinnvoll.  

Ich bin auch einigermaßen überzeugt, dass über 
dieses Instrument in Deutschland jedenfalls eine 
Debatte geführt werden sollte, schließlich haben 
andere Länder das auch schon eingeführt. Zum 
Stichwort „andere Schadstoffe“: Es gibt die ver-
schiedensten Schadstoffe. Ich glaube, man kann 
nicht alle mit dem gleichen Instrumentarium ei-
ner Besteuerung oder Bepreisung handhaben. Das 
müsste man sich genau anschauen. Es gibt ver-
schiedene Gefährdungsgrade durch verschiedene 
Stoffe. Bei der Atomenergie ist es sicherlich eine 
ganz andere Form der Gefährdung. Nur ist sie in 
Deutschland, glaube ich, aus der politischen bzw. 
aus der Energieversorgungsdebatte abgehakt. Wir 
haben einen gesetzlich verankerten Atomausstieg, 
insofern sehe ich das eher als ein Problem in der 
Welt um uns herum, wo zum Teil auf Atomkraft 
gesetzt wird. Man muss immer sagen, Atomkraft 
wird nur gebaut, wenn sie staatlich gefördert 
wird. Sie wird den Markt nicht überstehen und 
insofern bin ich froh und dankbar, dass wir uns in 
einem europäischen Energiemarkt befinden, der 
an solchen Stellen auch marktwirtschaftliche An-
reize setzt. 

Oldag Caspar (Germanwatch e. V.): Da gibt es 
weltweit eine ganze Menge von Beispielen. In Ka-
nada z. B., wo jetzt seit dem 1. Januar nationalweit 
in jedem der dortigen Bundesländer bzw. den Pro-
vinzen die CO2-Steuer eingeführt wurde. Einige 
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Provinzen haben das schon eine ganze Weile län-
ger. Dort ist es in der Regel so, dass die Rücker-
stattung an die Bevölkerung 100 Prozent beträgt, 
wobei es eine Rückverteilung an die Haushalte 
über die Steuer gibt. Zum Teil ist das auch in an-
deren Unternehmen der Fall, je nach der Anzahl 
der Beschäftigten in den Unternehmen. Es gibt in 
einigen Ländern zumindest die Überlegungen, 
dass die Rückverteilung so gestaltet ist, dass ein-
kommensschwächere Haushalte sogar mehr be-
kommen als die einkommensstärkeren Haushalte. 
Damit haben wir quasi eine soziale Überkompen-
sierung und eine Sicherheit dafür, dass die Men-
schen, die z. B. auf dem Lande leben, die Auto 
fahren müssen und sich nicht sofort einen Elekt-
rowagen leisten können, dass diese Menschen am 
Ende trotzdem nicht mehr zahlen müssen.  

Vielleicht noch ein paar Worte zu den anderen 
Möglichkeiten, die es da gibt. Da gibt es diesen 
Klimabonus bzw. die Pauschalrücküberweisung. 
Das geht z. B. über die Steuer. Das geht über einen 
Scheck wie in der Schweiz über die Kranken-
kasse. Dazu gibt es dann die Möglichkeit, Steuern 
oder die Abgaben und Umlagen auf den Strom ab-
zusenken. Das hat Frau Praetoris gerade sehr 
schön erklärt, warum das wichtig ist. Auch Ulf 
Sieberg und der Verein CO2-Abgabe hat da eine 
sehr dezidierte Ausarbeitung dazu. Uns scheint 
aus den Erfahrungen, die wir jetzt aus anderen 
Ländern und insbesondere aus Frankreich haben, 
dass wir wahrscheinlich ein Mixsystem anstreben 
sollten – dass wir beispielsweise, um mittelständi-
sche Unternehmen zu entlasten, die Abgaben und 
Steuern etc. auf Strom senken. Das ist das eine. 
Zweitens sollten wir diese Umlage bzw. diese 
Pauschalüberweisung – Klimabonus – wie wir es 
auch immer nennen, hinzunehmen. Das muss na-
türlich auch merkbar sein für die Leute. Das ist 
nicht nur wegen dieser klaren Merkbarkeit wich-
tig im Sinne von „Wir bekommen Geld zurück“, 
sondern auch wenn wir die Preise anheben jedes 
Jahr, ist es wichtig, dass die Leute zum selben 
Zeitpunkt am Ende des Jahres zu Weihnachten se-
hen, wir bekommen aber auch Geld zurück. Und 
dann noch, wenn ich das noch ergänzen darf (…). 

Vorsitzende: Heben Sie es auf für eine weitere 
Frage, weil es wird sonst zu ungerecht mit der 
Fragestellung. 

Oldag Caspar (Germanwatch e. V.): Okay, wie ge-
sagt, wir haben uns Gedanken gemacht darüber, 

was in Frankreich schief gelaufen ist. Wir können 
vielleicht später noch darauf zurückkommen und 
wie so ein System sozial ausgestaltet werden 
könnte. 

Vorsitzende: Ich möchte vielleicht grundsätzlich 
um Folgendes bitten: Wenn zwei Fragen an zwei 
verschiedene Sachverständige gestellt werden, 
vielleicht können Sie bitte sagen, wie lang die 
Sachverständigen jeweils antworten sollen? Und 
ich möchte Sie darum bitten, die Fragen dann 
auch möglichst kurz zu halten, sodass noch ein 
bisschen Zeit bleibt. Ich möchte einfach nicht, 
dass hier eine große Unausgewogenheit entsteht, 
weil das bekanntermaßen zu Unmut führt. Und 
wenn dann alle so viel überziehen, dann kommen 
wir am Ende nicht durch, was auch nicht so güns-
tig ist. Das führt dann zu Unmut bei mir. Jetzt ha-
ben wir die nächste Frage von Herrn Hilse und die 
richtet sich an Herrn Dr. Lüning. 

Abg. Karsten Hilse (AfD): Vielen Dank, Frau Vor-
sitzende. Grundsatz der Politik muss strikt sein, 
dass Maßnahmen nur dann ergriffen werden dür-
fen, wenn diese auch wirklich notwendig sind. 
Ich gehe mal davon aus, dass dazu Konsens be-
steht. Die Hypothese, dass der Mensch mit seinen 
CO2-Emissionen den Klimawandel maßgeblich be-
einflusst, ist mindestens umstritten. Zumindest in 
der Erdgeschichte kann man einen Ursache-Wir-
kung-Zusammenhang zwischen dem CO2-Gehalt 
in der Atmosphäre und Klimaschwankungen 
nicht erkennen. Das belegen Auswertungen von 
Eisbohrkernen, Sediment-Untersuchungen und 
andere Quellen. Herr Lüning, ich würde Sie bit-
ten, hierauf kurz einzugehen. Vielen Dank. 

Dr. Sebastian Lüning: Danke, Herr Hilse. Ich finde 
es gut, dass wir ambitioniert sind. Wir müssen 
versuchen, die Welt zu verbessern, wir müssen 
aber auch realistisch bleiben. Wir versuchen hier 
ein komplexes CO2-Besteuerungssystem aufzu-
bauen – ein Gebäude, wo sich die Frage stellt, auf 
welchem Fundament wir das bauen. Und das 
muss natürlich das naturwissenschaftliche Funda-
ment sein, welches ich vorhin angesprochen habe. 
Es ist nicht so solide wie viele glauben. Ich bin 
hier der einzige Naturwissenschaftler in der 
Runde. Das hängt auch mit dem Thema zusam-
men. Aber wir dürfen nicht vergessen, dass es 
noch sehr viele Unsicherheiten in diesem Funda-
ment gibt. Und wenn wir zu hoch auf diesem Fun-
dament aufbauen, dann kann etwas einstürzen. 
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Ich bin stark in der Paläoklimatologie engagiert 
und gerade da sehen wir, dass die Modelle wirk-
lich noch nicht ausgereift sind. Die Modelle, die 
wir verwenden, um die zukünftigen Temperatu-
ren abzuschätzen, die müssen natürlich auch die 
Vergangenheit abbilden. Das ist der „Hindcast“, 
das ist die Rückwärtskalibrierung und da hapert 
es im Moment enorm. Wir müssen das zur Kennt-
nis nehmen und hier auch Verbesserungen an-
mahnen. Wir haben gehört, wie die Hamburger 
Max-Planck-Forscher dazu stehen – hier muss 
wirklich noch viel passieren. Die abgebremste Er-
wärmung der letzten 20 Jahre kam komplett uner-
wartet. Niemand hatte das erwartet. Wir hatten 
2015/16 nochmal einen El Niño, der jetzt nochmal 
hochgeschossen ist. Aber bis dahin hatten wir fast 
ein Plateau bzw. nur einen leichten Anstieg. Kein 
Klimamodell hatte das auf dem Radar. Das Glei-
che ist, wenn wir in die vorindustrielle Vergan-
genheit zurück schauen – vielleicht nur die letz-
ten 10 000 Jahre. Ich bin Geologe. Das ist das, was 
wir machen. Die Modelle können die vorindustri-
ellen Wärmephasen, die wir ganz eindeutig rekon-
struieren können, nicht nachvollziehen. Das hat 
auch damit zu tun, dass im Motor dieser Modelle 
gar nichts eingebaut ist, was außer dem CO2 
Wärme generieren könnte – außer Rauschen.  

Es bereitet mir Sorge, dass dieses Fundament, auf 
dem wir hier diskutieren und mit gutem Willen 
etwas aufbauen wollen, wirklich nicht solide ist. 
Und wir sollten mindestens genauso viel Energie 
darein stecken, diese Grundlage zu festigen und 
die wirklich relevanten Fragen auf den Tisch zu 
legen und zu sagen, was für Lösungen haben wir 
dafür. Sie können das alles in Publikationen nach-
lesen, den Forschern ist das bewusst – die räumen 
das explizit ein. Im fünften IPCC-Bericht von 2013 
steht explizit drin, die Modelle können in ihrer 
Höhe die mittelalterliche Wärmeperiode nicht 
nachvollziehen. Natürlich müssen die Klimadaten 
weiter geschärft werden – auch da ist noch Nach-
holbedarf. Unsere historische Brille ist noch rela-
tiv unscharf. Aber wir sehen, dass es Wärme gege-
ben hat und wir müssen irgendwann herausbe-
kommen, wie viel der Erwärmung der letzten hun-
dert Jahre natürlich ist und wie viel anthropogen. 
Ich bin nicht überzeugt, dass die Erwärmung 
100 Prozent anthropogen ist. Auch ich denke, 
dass CO2 eine Rolle spielt. Ich bin wahrscheinlich 
irgendwo in der Mitte und versuche zwischen den 
Lagern zu vermitteln. Aber ich denke, hier muss 

wirklich etwas passieren. Auch die Politik muss 
Räume schaffen, um so etwas zu diskutieren.  

Vor kurzem kam der 1,5-Grad-Bericht heraus und 
er sagte, wir hätten noch 10 Jahre Emissionen bis 
wir unser Limit erreicht hätten, um das 1,5 Grad-
Ziel nicht zu überschreiten. Interessanterweise 
hatte der fünfte Klimazustandsbericht ein paar 
Jahre vorher eine Zahl angegeben, nach der die 
Zeit eigentlich schon abgelaufen wäre. Die CO2-
Uhr war abgelaufen. Sie wurde schlagartig noch-
mal zurückgedreht, um auch keine Unruhe auf-
kommen zu lassen. Eine andere Publikation in ei-
nem guten Journal – Miller und andere 2017 – hat 
sogar 20 Jahre noch verbleibende Emissionen be-
rechnet. Wir sehen hier schon, dass hier hektisch 
hin und her manövriert wird, was nicht gerade 
das Vertrauen in diese Modelle stärkt. Das ist 
mein Wunsch, dass die Politik dieses Thema 
nochmal ganz ernsthaft aufgreift und dann kön-
nen wir auch an der CO2-Besteuerung weiter 
bauen, wenn das Fundament etwas belastbarer ist. 

Vorsitzende: Dankeschön Herr Dr. Lüning. Nur 
damit kein falscher Eindruck entsteht, es ist kein 
Versehen, sondern bewusst, dass dieses Sachver-
ständigenpodium interdisziplinär bzw. transdis-
ziplinär zusammengesetzt ist. Deshalb geht jetzt 
die nächste Frage an Herrn Prof. Weimann und sie 
kommt von Herrn Dr. Köhler. 

Abg. Dr. Lukas Köhler (FDP): Ich freue ich zu ei-
nem ökomischen Thema, einen Wirtschaftswis-
senschaftler befragen zu dürfen. Mich würden tat-
sächlich zwei Punkte interessieren. Zum einen ha-
ben wir jetzt relativ viel über die Planungssicher-
heit durch eine Steuer gehört. Jetzt habe ich von 
Ihnen aber vernommen, dass wir mit einer Steuer 
gar keine genaue Menge erreichen können. Ich 
habe immer verstanden, dass wir CO2-Budgets 
einhalten wollen. Wie planungssicher ist denn 
eine Steuer, wenn man die mit Klimazielen in 
Verbindung bringen würde? Kann ich Klimaziele 
bzw. Budgets mit einer Steuer zielgerichtet errei-
chen? Das wäre der eine Punkt. Und der zweite 
Punkt ist folgender: Wir haben jetzt relativ viel 
diskutiert über die unterschiedlichen Sektoren – 
über die Sektoren und die einzelnen Preise in den 
Sektoren. Diesbezüglich hatten wir von Herrn 
Lösch vom BDI gehört, dass es relativ schwierig 
wäre, wenn man die miteinander verbindet. Dazu 
würde mich Ihre Einschätzung interessieren. Was 
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passiert mit einzelnen Preisen? Was passiert bei-
spielsweise mit der Kopplung von einer CO2-Steu-
ern im Non-ETS mit einem Mindestpreis im ETS –  
wie zum Beispiel in England? Wie würde das Sys-
tem insgesamt funktionieren? Vielen Dank. 

Prof. Dr. Joachim Weimann (FWW): Zu der ersten 
Frage bezüglich der Planungssicherheit der Men-
gen: Diese Planungssicherheit ist bei einer Steuer 
natürlich eingeschränkt. Sie müssen sich vorstel-
len, dass die Steuer gewissermaßen indirekt wirkt. 
Sie legen den Preis fest. Welche Mengen sich 
dann einstellen, wird dezentral bei den Akteuren 
entschieden. Das wissen sie aber vorher nicht. 
Und das ändert sich auch. Wenn sie beispiels-
weise einen Konjunkturaufschwung haben, dann 
gehen die CO2-Emissionen bei gegebener Steuer 
hoch. D. h., sie haben die Mengen nicht direkt im 
Griff. Das ist aus meiner Sicht ein starkes Argu-
ment. Das zweite Instrument kann darin bestehen, 
den Emissionshandel zu benutzen. Bei dieser Va-
riante haben sie die Mengen tatsächlich im Griff. 
Selbst wenn beim Emissionshandel die Konjunk-
tur noch so explodiert, wird bei den CO2-Emissio-
nen nichts schief gehen. Denn die sind strikt limi-
tiert durch den Cap, den der Planer festlegen 
kann. Das ist von daher ein – wie ich finde – sehr 
großer Vorteil.  

Herr Lösch, ich kann mit Ihnen überhaupt nicht 
mitgehen, dass Sie sagen, der Emissionshandel 
funktioniert nur innerhalb eines Sektors, wo die 
Vermeidungskosten relativ gleich sind. Das Ge-
genteil ist der Fall. Schauen Sie sich doch mal die 
Situation an. Wir haben im ETS-Sektor zurzeit 
Vermeidungskosten, die in der Größenordnung 
von 20 Euro liegen. Das ist der Preis, den wir im 
Moment beobachten. Sehen wir uns den Verkehrs-
sektor in Deutschland an. Wir haben dort Grenz-
werte unterschrieben in Brüssel, die nur noch er-
reichbar sind, wenn wir 40 Prozent – so hat Herr 
Diess [Vorsitzender des Vorstands der Volkswa-
gen AG] gesagt – Elektroautos produzieren. Wir 
wissen aber ganz genau, dass das nicht geht bzw. 
dass das nur mit massiven staatlichen Subven-
tionen funktioniert. Denn Elektroautos sind zur-
zeit nicht wettbewerbsfähig. Die kriegen sie nur 
unter die Leute, wenn sie ganz viel Geld da rein-
stecken. Wenn Sie dann mal ausrechnen, was eine 
Tonne CO2-Einsparungen im Verkehrssektor in 
Deutschland am Ende kosten wird, dann liegen 
sie bei Größenordnung jenseits von 500 Euro. Das 

ist der Faktor 25 – Minimum. Das kann nicht klug 
sein. Das kann nicht effizient sein. Ganz nebenbei 
beschädigen Sie übrigens noch die wichtigste In-
dustrie Deutschlands ziemlich massiv. Auch die 
Beschäftigten werden ganz massiv in die Bre-
douille gebracht. Denn Sie wissen ganz genau: 
Elektroautos brauchen nur noch zwei Drittel der 
Beschäftigten, die die Verbrennungsautos brau-
chen. Da wird ein massiver Beschäftigungsabbau 
passieren. Das alles, weil sie jetzt CO2 für 
500 Euro vermeiden wollen, was sie genauso gut 
für 20 Euro machen könnten. Wo ist da der Sinn? 
Das verstehe ich nicht.  

Der Emissionshandel funktioniert doch genau so, 
dass er über die Sektoren hinweg ausnutzt, dass es 
Kostenunterschiede gibt. Deswegen verlagert er 
die Vermeidung dorthin, wo die Vermeidung 
günstiger ist. D. h., der Automobilsektor würde 
Emissionsrechte aus dem ETS-Sektor zu relativ 
niedrigen Preisen kaufen und würde dadurch ent-
lastet. Wir dürfen natürlich dann nicht alles zu-
sätzlich zu der Besteuerung machen, die wir jetzt 
schon haben. Die Besteuerung müssen wir ent-
sprechend runter führen. Das ist klar. Diese Addi-
tion der Maßnahmen bringt nichts. Aber wenn wir 
das machen würden, hätten wir in der Tat eine 
Entlastung des Verkehrssektors, was vernünftig 
ist, weil dort die CO2-Vermeidungskosten exorbi-
tant hoch sind, während Sie im ETS-System deut-
lich niedriger ist. Diese Möglichkeit, den Aus-
gleich der Kostenunterschiede, die müssen wir 
ausnutzen. Wohin das führt, wenn wir das nicht 
tun, habe ich versucht zu demonstrieren an der 
Automobilindustrie. Ich kann es aber auch am 
EEG demonstrieren. Frau Praetorius hat gesagt, 
das ist ein Erfolg, weil wir jetzt 40 Prozent erneu-
erbare Energien haben. Es ist kein Erfolg, weil Sie 
ja gesehen haben, was mit den CO2-Emissionen 
passiert ist. Die sind praktisch nicht zurückgegan-
gen. Wir haben zwar erneuerbare Energien im 
Energie-Sektor, nur die Substitution der CO2-ge-
triebenen Energie hat nicht funktioniert. Das hat 
offensichtlich nicht geklappt. Deswegen brauchen 
wir Instrumente, die unmittelbar an den Emissio-
nen ansetzen und dürfen nicht irgendeine Tech-
nologie subventionieren, von der wir glauben, 
dass sie uns CO2 einspart, sondern tatsächlich die 
Emission selbst verteuern und dadurch deren Ein-
sparung induzieren. Das hat im EEG nicht ge-
klappt. Mit dem Emissionshandel, haben Sie gese-

https://de.wikipedia.org/wiki/Volkswagen_AG
https://de.wikipedia.org/wiki/Volkswagen_AG
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hen, hat es wunderbar geklappt. Mit einer allge-
meinen CO2-Steuer in Europa wäre es auch gut 
möglich. Aber von der sind wir meiner Meinung 
nach ziemlich weit entfernt. Wir haben ein Emis-
sionshandel, also sollten wir ihn nutzen, aus-
bauen und dieses Instrument weiter für uns in 
Anspruch nehmen. 

Vorsitzende: Dankeschön und die nächste Frage 
kommt von Herrn Beutin, Sie sprechen Herrn Sie-
berg und Frau Praetorius an. 

Abg. Lorenz Gösta Beutin (DIE LINKE.): Vorab, es 
ist wenig überraschend, dass die Klimawandel-
leugner-Fraktion hier im Bundestag einen Exper-
ten eingeladen hat, der bei RWE gearbeitet hat, 
mittlerweile beim größten portugiesischen Öl- 
und Gaskonzern arbeitet, und versucht, hier mit 
Halbwissen und längst widerlegten Behauptungen 
die Diskussion zu unterbrechen. Da werden wir 
aber nicht groß drauf eingehen, sondern die Fra-
gen an Herrn Sieberg und Frau Prof. Praetorius 
richten. Wir haben es eben hier gehört: der ETS 
wirke, deshalb braucht man im Strombereich kei-
nen Mindestpreis fürs CO2. Meine Frage: Halten 
Sie es für sinnvoll, Mindestpreise im Strombe-
reich zu machen und unterschiedliche Preise für 
die unterschiedlichen Bereiche zu machen oder 
votieren Sie für einen einheitlichen CO2-Preis? 

Ulf Sieberg (CO2 Abgabe e. V.): Vielen Dank für 
die Frage. Aus unserer Sicht schafft ein einheitli-
cher Preis über alle Sektoren gleiche und faire 
Wettbewerbsbedingungen zwischen diesen Sekto-
ren, zwischen den Verbrauchergruppen und auch 
zwischen den verschiedenen Klimaschutzmaß-
nahmen. Ein nationaler CO2-Preis sorgt für Sekto-
renkopplung und Technologienoffenheit. Und er 
sorgt vor allen Dingen für den schnelleren Ausbau 
der erneuerbaren Technologien über den 
Stromsektor hinaus. Wir haben das auch schon 
vorhin gehört, der hinkt in den Bereichen Wärme 
und Verkehr maßgeblich zurück. Wir brauchen 
diesen schnellen Anstieg, um die Klimaschutz-
ziele tatsächlich zu erreichen, ohne Energieeffi-
zienzmaßnahmen zu vernachlässigen. Wir haben 
auch gehört, dass Strom eine größere Rolle spielen 
wird. Allerdings ist er heute mit den höchsten Ab-
gaben und Umlagen belastet, obwohl er wiederum 
die höchsten erneuerbaren Anteile hat. Wir haben 
am Montag im Finanzausschuss das Thema „Re-
form der Stromsteuer“ diskutiert. Auch da kam 

das Petitum bzw. Plädoyer von sämtlichen anwe-
senden Verbänden, dass wir eine umfassende 
Energiesteuerreform benötigen, um die Energie-
wende tatsächlich voranzubringen. Wir wollen 
mit den Einnahmen aus einer CO2-Bepreisung be-
stehende Steuern und Umlagen gegenfinanzieren, 
die dann auch zu den Verteilungseffekten führen, 
um Unternehmen – vor allen Dingen aus dem Mit-
telstand – und auch private Haushalte – vor allen 
Dingen einkommensschwache Haushalte – ent-
sprechend zu entlasten.  

Wie macht man das jetzt maschinell? Wir wären 
dafür, dass im Stromsektor ein CO2-Mindestpreis 
eingeführt würde. Im Wärmesektor würde man 
die Energiesteuersätze nach dem Treibhausgaspo-
tenzial entsprechend anpassen. Nur im Verkehrs-
bereich plädieren wir dafür, dass zusätzlich zu 
der KfZ-Steuer, den Kraftstoffsteuern und der 
Maut noch eine CO2-Bepreisung oben drauf 
kommt. Denn wir brauchen mindestens Preise von 
ungefähr 200 Euro die Tonne, um wirklich ein 
„fuel switch“ hinzukriegen. Wenn wir das aber 
heute schon machen, dann kriegen wir von heute 
auf morgen einen Strukturbruch. Deshalb plädie-
ren wir für einen Preis über alle Sektoren, der 
dann für alle Sektoren entsprechend wirkt.  

Und ich sage vielleicht jetzt noch etwas zur Wir-
kung des ETS: Wir halten den ETS nicht für geeig-
net. Er hat volatile Preise. Das schafft keine Pla-
nungssicherheit für die Unternehmen. Wir wollen 
keine Investitionsverlagerung. Wir wollen nicht in 
anderen Ländern Emissionen einsparen. Wir wol-
len, dass unsere deutschen, nationalen Klima-
schutzziele erreicht werden. Das machen sehr 
viele Länder mit einer nationalen CO2-Bepreisung 
vor und deshalb geht es darum, in Deutschland 
Investitionen in Strom, Wärme und Verkehr zu 
schieben und nicht in andere Länder. Deshalb 
braucht es eine CO2-Bepreisung über alle Sekto-
ren. Danke. 

Prof. Dr. Barbara Praetorius (HTW Berlin): Viel-
leicht noch kurz ergänzend dazu. Zur Frage nach 
dem Mindestpreis über alle Sektoren: Ein Min-
destpreis im Emissionshandel ist aus meiner Sicht 
– und da stehe ich nicht alleine – sinnvoll zur Ab-
sicherung und zur Schaffung einer besseren Pla-
nungssicherheit. Wir kennen in etwa die Dimensi-
onen, die Kosten und die Vermeidungskosten und 
wir wissen, dass der CO2-Preis über die Zeit, ob er 
nun im Emissionshandel entsteht oder steuerlich 
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gesetzt wird, steigen muss. Er sollte natürlich sys-
tematisch auch pro CO2-Einheit überall gleich 
sein. Also überall dort, wo CO2 drin steckt, sollte 
das entsprechende, gleiche Preisschild drauf sein. 
Aber man darf dabei nicht vergessen, dass der 
Preis nicht das allein glücklich Machende an die-
ser Stelle ist. Weil, wie schon von Herrn Lösch 
ausgeführt, der Preishebel sehr unterschiedlich in 
den verschiedenen Sektoren wirkt. D. h., wir wer-
den sicherlich einen Anreiz dadurch bekommen, 
wenn wir Benzin oder Heizöl teurer machen. Das 
wird einen Effekt haben. Wir hatten umgekehrt 
bei der Vergünstigung von Heizöl auf einmal ei-
nen „Boom“ in der Installation von Heizungen auf 
Heizölbasis – völlig absurderweise. D. h., die 
Preise haben da schon eine Signalwirkung. Aber 
wir brauchen zusätzlich Maßnahmen, die es erlau-
ben, schneller voran zu kommen. Beim Thema 
neue Technologien ist es wie beim EEG bzw. wie 
bei der Elektromobilität und bei anderen Techni-
ken, dass wir hier die Technikeinführung in einer 
anderen Form – übrigens auch ökonomisch syste-
matisch begründbar – unterstützen müssen, als 
nur durch einen CO2-Preis. Dabei müssen auch so-
ziale Aspekte in einer anderen Form berücksich-
tigt werden. 

Vorsitzende: Vielen Dank. Bevor ich die letzte 
Frage für diese erste Runde vergebe, möchte ich 
hier festhalten, dass ich bei aller unterschiedli-
chen Einschätzung und Bewertung der Sachlage, 
über die wir heute diskutieren, keine persönli-
chen Diffamierungen von eingeladenen Sachver-
ständigen möchte. 

(Beifall) 

Vorsitzende: Wir haben sehr unterschiedliche 
Umgänge mit persönlichem Wissen und mit allge-
meinen Wissen. Aber einem Wissenschaftler 
Halbwissen zu unterstellen finde ich nicht in Ord-
nung. Letzte Frage von Frau Badum an Frau … 

Zwischenruf Abg. Lorenz Gösta Beutin (DIE 
LINKE.): Stimmte einfach nicht. 

Vorsitzende: Das ist was anderes. Ich möchte jetzt 
hierzu keine Debatte haben. Man kann anderer 
Ansicht sein. Man kann auch der Meinung sein, 
dass sich das nicht auf Fakten gründet – so etwas 
kann man auch sagen. Aber der Begriff Halbwis-
sen an einen Wissenschaftler gerichtet, finde ich 
nicht in Ordnung. Frau Badum bitte, letzte Frage 
an Frau Praetorius für diese Runde. 

Abg. Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich denke es besteht ein breiter Konsens in der 
Runde, dass wir aktuell das Problem haben, dass 
es billiger ist, CO2 in die Luft zu blasen als dieses 
CO2 zu vermeiden bzw. diese Tonne CO2 zu ver-
meiden oder einzusparen. Und dieses Defizit be-
steht in allen Sektoren – das möchte ich wirklich 
nur mal festhalten. Auch im Industriebereich, 
Herr Lösch, wir hatten von 2016 auf 2017 einen 
Anstieg von CO2-Emissionen, ansonsten Stagna-
tion. 

Vor diesem Hintergrund folgende Frage an Frau 
Praetorius: Sie waren eine der Vorsitzenden der 
BSB, der Kohlekommission, die ein einstimmiges 
Votum dahingehend abgegeben hat, dass die Bun-
desregierung die Steuern und Umlagen im Ener-
giesektor auf den Prüfstand stellen soll. Was ich 
daran bemerkenswert finde, ist, dass damit jetzt 
eine zweite Kommission, nämlich die Verkehrs-
kommission, nachgezogen ist. Habe ich Sie richtig 
verstanden, dass Sie zusätzlich zum Ordnungs-
recht auf mehrere Instrumente setzen wollen, was 
ja auch Teil des Kommissionsauftrags war, also 
auch ein Preisinstrument? Und wie bewerten Sie 
vor diesem Hintergrund die Idee, Verkehr und 
Wärme im Emissionshandelssystem einzubinden 
als einziges Instrument, um hier die Emissionen 
zu reduzieren? Diese Frage stelle ich auch vor 
dem Hintergrund, dass bereits Strafzahlungen an 
Deutschland angekündigt sind, weil wir unsere 
EU-Ziele im Bereich Verkehr und Wärme nicht 
einhalten. 

Prof. Dr. Barbara Praetorius (HTW Berlin): 
Grundsätzlich ist es genauso wie Sie es gesagt ha-
ben: Die Kommission hat gesagt, das Preisgefüge 
im Energiesektor hat eine Schräglage und die Bun-
desregierung möge sich darum bemühen, diese 
Schräglage zu verändern, indem sie sich anschaut, 
wie Strompreise eigentlich entstehen, um es ein-
mal salopp zu formulieren. Und das ist natürlich 
schon ein Hinweis darauf, dass diesbezüglich eine 
große Einigkeit darin besteht, dass die Belastung 
auf Strom zu hoch ist und umgekehrt die CO2-An-
reizwirkung im Energiebereich außerhalb des 
Stroms bei den fossilen Kraftstoffen zu gering ist, 
weshalb an dieser Stelle die Energiewende nicht 
vorankommt. Jetzt stellt sich als Ökonom die 
Frage – wie von Herrn Weimann vorhin ausge-
führt –, ob man mit Preisen oder mit Mengen ar-
beitet. Es gibt eben dieses schöne, sympathische 
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Instrument der Mengensteuerung, was auf den 
ersten Blick interessant erscheint, weil man doch 
sehr genau die Mengen steuern kann. Die Frage ist 
natürlich, welche Mengen sich der Regulierer 
setzt und welche er für die richtige Menge hält. 
Das ist durchaus eine Entscheidung, die auch im 
Hinblick auf den Emissionshandel ausführlich 
diskutiert worden ist bzw. ob dieser nicht über-
ausgestattet worden ist und wie das jetzt aussieht. 
Wir haben über die letzten 14 Jahre den Emissi-
onshandel in vielen, vielen Revisionsrunden ge-
habt. Jetzt wird er langsam wirksam. Ich bringe 
dieses Zeitargument deshalb, weil es bei der 
Frage, ob wir jetzt den Emissionshandel auf den 
Verkehrssektor und die Heizbrennstoffe auswei-
ten, … dies würde eine Verschiebung bis in alle 
Ewigkeit bedeuten. Denn bis das durchgesetzt ist 
– es muss es ja europarechtlich umgesetzt werden. 
Das muss in anderen Ländern umgesetzt werden, 
das muss hier in Deutschland umgesetzt werden 
und da müssen die richtigen Mengen bestimmt 
werden usw.  

Wir haben hier tatsächlich ein zeitkritisches 
Thema. D. h., man muss an der Stelle den Ansatz 
finden bzw. den vorhandenen Nutzen, an den 
man ansetzen kann. Wir haben ein System der 
Energiebesteuerung und wir haben ein System der 
Strombepreisung. Damit können wir arbeiten. 
D. h., wir haben hier allein aus dem Gesichts-
punkt des guten Handelns unter zeitlicher Restrik-
tion die Frage, ob man dieses Instrumentarium 
nicht nutzen und bestmöglich so gestalten sollte, 
dass die CO2-Preise, die man dann auflegt, die ge-
wünschte Lenkungswirkung erreichen. Darum 
geht es im Endeffekt. Deshalb würde ich der Idee, 
den Emissionshandel auf den Verkehr und auf die 
Heizbereiche auszuweiten, zwar theoretisch ein 
kleines Sternchen verpassen, aber in der Praxis 
halte ich es für vollkommen realitätsfern, damit 
eine ausreichend zügige und wirksame Steuerung 
unserer CO2-Emissionen umzusetzen. 

Vorsitzende: Wir steigen damit in unsere zweite 
Fragerunde ein und es beginnt wieder Frau Weis-
gerber. Ihre Frage geht erneut an Herrn Lösch, bit-
teschön. 

Abg. Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU): Der Vorteil 
des Emissionshandelssystems liegt ja darin, das 
wurde von Prof. Weimann beschrieben, dass man 
über die Menge steuert und nicht über den Preis. 
Natürlich ist es so, dass dort CO2 eingespart wird, 

wo es am kosteneffizientesten möglich ist. Ange-
nommen man würde dann den europäischen 
Emissionshandel auf die anderen Sektoren aus-
weiten, dann führt das dazu, dass der Druck auf 
den Industriebereich noch weiter steigt und dass 
dort die Mengen immer knapper werden. Man 
kann zwar immer effizienter werden, aber irgend-
wann ist dort auch eine Grenze erreicht. Deswe-
gen frage ich: Welche Auswirkungen hätte es 
dann auf den Industriesektor, wo man bislang 
schon sehr konsequent eingespart hat und die 
Ziele auch erreicht hat, wenn es zu einer Auswei-
tung des europäischen Emissionshandels kommt? 
Und dann nochmal eine Folgefrage: Angenom-
men, man würde eine nationale Ausweitung eines 
Emissionshandelssystems beschließen – also prak-
tisch die Sektoren wiederum trennen, das wäre 
dann ja die Alternative auf nationaler Ebene bzw. 
ein „Cap-and-Trade-System“ zu machen, getrennt 
für die Sektoren, oder aber eine Steuer einführen 
– was wären da noch einmal die Vor- und Nach-
teile? 

Holger Lösch (BDI): Mit dem ersten Punkt ist der 
Aspekt des „Carbon Leakage“ angesprochen. Es ist 
ja schon heute so, dass wir Industrien, die im in-
ternationalen Wettbewerb stehen, innerhalb des 
europäischen Emissionshandels quasi vor den Ef-
fekten schützen. Salopp formuliert bedeutet dies, 
dass der Weltmarkt keinen Cent mehr für grün er-
zeugten Stahl zahlt als für anders erzeugten Stahl. 
Diese Thematik würde sich natürlich verschärfen, 
wenn wir in diesem Bereich noch einen deutlich 
wachsenden CO2-Preis hätten. Wie vorhin schon 
erwähnt, gibt es dazu Ideen. Natürlich könnte 
man sagen: Okay, wir machen um Europa herum – 
ich will nicht sagen eine Mauer – aber Border Ad-
justment Taxes. D. h., wer Stahl nach Europa ein-
führt, muss quasi einen Aufschlag zahlen, eine 
Border Adjustment Tax, damit er Stahl nach Eu-
ropa liefern kann, um so die Nachteile für unsere 
Stahlerzeugung, die zu sehr hohen CO2-Preisen er-
zeugt würde, auszugleichen. Wir haben uns die-
sem Vorschlag bislang nicht genähert, weil das na-
türlich eine umfassende Debatte über das Thema 
freier Welthandel herausfordern würde und da ha-
ben wir ohnehin gerade ein paar Probleme. Das ist 
aus unserer Sicht ein ganz schwieriges Instru-
ment. Auf der anderen Seite würde irgendwann 
natürlich ein „Carbon-Leakage-System“ bei ent-
sprechender Höhe auch an die Absurditätsgrenze 
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führen, weil das natürlich enorme Kosten verursa-
chen würde.  

Ich würde nochmal gerne auf den Punkt eingehen 
zur Umsetzung im Verkehrsbereich. Wenn wir das 
in das bestehende Cap – 46 Millionen Kraftfahr-
zeuge plus Nutzfahrzeuge in Deutschland mit ih-
ren Spritverbräuchen mit rein packen, dann muss 
ich kein Ökonom sein, um vorherzusagen, dass 
wir eine massive Nachfrageerhöhung bekommen. 
Und diese massiven Nachfrageerhöhungen würde 
ich mit Preissteigerungen verbinden. Die Frage ist 
für mich nicht geklärt. Weil wir würden quasi 
weitere Millionen von Hungrigen an eine einzige 
nicht ausgeweitete Krippe führen. Das müssen Sie 
vielleicht nochmal in einer anderen Runde klären. 
Aber das ist für mich ein Thema, das wir wirklich 
auch im Zuge der Prüfung, die die Bundesregie-
rung jetzt machen soll, auch diskutieren wollen.  

Ich will noch zwei Punkte ansprechen. Der Strom-
preis ist ja nicht so hoch, weil die Erzeugung so 
teuer ist, sondern weil diese Art der Stromerzeu-
gung enorme Systemkosten verursacht. Wir zah-
len ja für enorm gestiegene Netzkosten etc.. Von 
daher bin ich immer vorsichtig bei dieser Argu-
mentation, der arme Strompreis ist so benachtei-
ligt. Die meisten Zusatzlasten auf dem Strom kom-
men daher, dass diese Art der Energieerzeugung 
über erneuerbare Energien mit enorm hohen zu-
sätzlichen Systemkosten verbunden ist. Und diese 
werden steigen. Wir werden enorme zusätzliche 
Kosten über den Netzausbau bekommen. Sie wis-
sen das, Frau Praetorius, wir haben es beschlos-
sen. Da steht in den Ergebnissen der Kohlekom-
mission ein Wort drin: „systematischer Investiti-
onsrahmen“. Das können sie auch mit Kapazitäts-
markt übersetzen, um Gaskraftwerke überhaupt 
schmackhaft zu machen. Wer das bezahlt, ist auch 
klar. Und ich will nur sagen, da bin ich immer 
vorsichtig. 

Zweitens: Das Öl sei so bevorzugt. Eine zentrale 
Annahme aller klimaschutzpolitischen Maßnah-
menpakete war, dass die Ölpreise radikal steigen 
und Öl irgendwann ausgeht. Beide Annahmen 
sind komplett falsch. Wir haben nicht mal „Peak-
Oil-Demand“ weltweit in Sicht. Aber wir haben 
niemals unseren klimaschutzpolitischen Maßnah-
menrahmen angepasst. Ich war kürzlich in den 
USA. Die USA werden auf Jahrzehnte hinaus der 
größte Öl- und Gasproduzent und Exporteur der 

Erde sein. Und sie gedenken, das geopolitisch ein-
zusetzen. Das muss uns alles klar sein. Und die 
Chinesen bauen ihre Kapazitäten gerade auf 1 400 
Gigawatt Kohlekraftwerke aus. Wir versuchen von 
43 auf 0 zu kommen, nur um einfach mal die Di-
mensionen zu nennen. Ich finde, das ist in unse-
rer Debatte ein bisschen schwierig hier. Ich habe – 
wie niemand an diesem Tisch – eine Antwort da-
rauf, was das richtige System ist. Deswegen finde 
ich, dass dieser Wunsch, aus den Kommissionen 
an die Bundesregierung heraus, einen umfassen-
den, präzisen und profunden Erkenntnisprozess 
zu organisieren, die völlig richtige Herangehens-
weise ist. Da gehört es hin und ich würde mir 
wünschen, dass wir dann alle unterschiedlichen 
Sichtweisen an einen Tisch bringen. Keiner von 
uns hat hier ein Rezept, was funktionieren wird – 
noch nicht. 

Abg. Michael Thews (SPD): Herr Caspar, jetzt ha-
ben wir sehr viel über Energie und Mobilität ge-
sprochen. Das sind wichtige Themen. Herr Lösch 
hatte mehrmals auch den Preishebel betont. Aber 
ist es nicht so, dass teilweise gerade z. B. durch 
den niedrigen Ölpreis auch Innovationen verhin-
dert werden? Wir haben z. B. im Plastikbereich 
die Situation, dass wir ganz genau wissen, dass 
wir jede Menge Probleme mit Plastik in der Um-
welt haben sowie Probleme mit Textilien, die 
Mikroplastik ausschwemmen. Wir haben zudem 
Probleme mit Verpackungen, die auch in die Um-
welt bzw. in die Weltmeere geraten. Wir wissen 
aber auf der anderen Seite, dass es eine ganze 
Reihe von Innovationen zu diesem Thema gibt. Es 
gibt Verhinderungsstrategien. Man kann z. B. Plas-
tikverpackungen minimieren und man kann mitt-
lerweile biologisch abbaubare Plastikverpackun-
gen herstellen. Man kann zudem alternative Mate-
rialien benutzen. Die Maschinenbauindustrie sagt 
mir z. B., zurzeit seien viele Dinge unterwegs, 
z. B. um Recyclate einzusetzen bzw. ganz neue 
Extruder, die Recyclate einsetzen können. Also 
auch da ist einiges unterwegs, um Plastik im 
Kreislauf zu halten und damit natürlich auch die 
Klimabilanz deutlich zu verbessern. Das sind alles 
Innovationen, wo wir aber wissen, dass momen-
tan über die Regelungsmöglichkeiten, die wir ha-
ben, beispielsweise über die Lizenzabgabe, über 
die Produktverantwortung, die wir im Verpa-
ckungsbereich eingeführt haben, nur rudimentär 
Einfluss genommen werden kann. Die CO2-Abgabe 
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ist sicherlich nicht das Instrument, was ganz ge-
zielt wirkt. Die aber aus meiner Sicht Innovatio-
nen einleitet, weil sich die Industrie natürlich mit 
den Investitionen darauf konzentriert, in welche 
wir jetzt gehen. Und wenn davon auszugehen ist, 
dass die Preise ansteigen für das Primärprodukt, 
dann werden doch Sekundärprodukte, Vermei-
dungsstrategien oder eben neue Techniken über-
haupt erstmal in Gang gesetzt. Wir schaffen es 
dann, in der Industrie Innovationen in Gang zu 
setzen. Das hat ja auch Bedeutung für den welt-
weiten Markt. Ich verstehe nicht immer, dass man 
immer den Fokus auf das Preisargument setzt. 
Vielmehr sollte man den Fokus in die Innovati-
onskraft setzen. Deutschland wäre ohne unsere In-
novationskraft wohl ziemlich alleine. Ich glaube, 
dies ist schon ein wichtiger Punkt, den wir im 
Auge behalten müssen. Deswegen glaube ich, dass 
es wichtig ist, den Weg über CO2-Bepreisung auch 
in anderen Sektoren zu beschreiten. 

Oldag Caspar (Germanwatch e. V.): Das ist natür-
lich schon ein spannender Punkt, dass wir uns die 
Innovationsfähigkeit in Deutschland anschauen. 
Denn natürlich ist es so, dass wir in Deutschland 
nicht profitieren, wenn wir die Importe von fossi-
len Energien steigern bzw. hoch halten. Mit so ei-
ner Bepreisung erzeugen wir eben einen Rückfluss 
von Investitionen in die deutsche Innovationsfä-
higkeit, die sonst ins Ausland gehen würden. 
Denn eben solche Effekte passieren, wie Herr 
Thews sie vorhin beschrieben hat: Prozesse wer-
den angestoßen, neue Businessmodelle entstehen 
dadurch.  

Aber vielleicht lassen Sie mich noch einen ganz 
kurzen Punkt sagen zur Emissionshandels-Frage. 
Ich glaube wie Herr Lösch, dass da noch ganz viel 
unklar und nicht erforscht ist. Bis wir dahin kom-
men, um zu klären, was ein Einbezug in den 
Emissionshandel bedeutet oder auch ein eigenes 
„Cap-and-Trade“-System für den Verkehrssektor – 
da gab es schon Initiativen von verschiedener 
Seite –, wird es noch einige Zeit dauern. Aus mei-
ner Sicht jedenfalls sind wir noch längst nicht da, 
um das ausreichend beurteilen zu können.  

Was den Emissionshandel angeht, wissen wir al-
lerdings schon Einiges. Um diesen zu erweitern, 
kostet es erstens sehr viel Zeit, und dann kommen 
wir eben in diese Momente rein, ergänzend zu 
dem, was Herr Lösch gesagt hat, das „Cap“ noch 
weiter absenken zu müssen. Wenn zusätzliche 

Emissionszertifikate reinkommen in den Emissi-
onshandel, damit er später nicht noch auf null 
geht - also die Vergabe von Emissionszertifikaten-, 
müsste das Cap nochmal weiter verschärft wer-
den. Das ergebe dann zusätzlich einen Preisdruck 
für die Stromwirtschaft in ganz Europa, die erst-
mal, na ja, darunter leiden würde – aber das ist 
natürlich für die auch ein Innovationstreiber. Das 
würde bedeuten, dass der Kohleausstieg in 
Deutschland wahrscheinlich vorgezogen werden 
würde. Das müssen wir alles im Blick haben.  

Abg. Karsten Hilse (AfD): Vielen Dank, Frau Vor-
sitzende. Herr Lüning, es treten immer wieder 
Leute ins Rampenlicht, die vor der Klima-Apoka-
lypse warnen. Im Jahre 2007 wurde gewarnt, dass 
wir nur noch 13 Jahre hätten. In diesem Jahr wird 
von verschiedenen Seiten gewarnt, dass wir nur 
noch 12 Jahre hätten – z. B. auch verschiedene Po-
litiker in den Vereinigten Staaten. In Diskussionen 
beziehen sie sich immer auf den sogenannten 
„Konsens“. Mit dem werden wir auch immer wie-
der konfrontiert, von angeblich 97 Prozent der 
Wissenschaftler, die die These vom menschge-
machten Klimawandel vertreten. Könnten Sie 
dazu einmal Stellung nehmen, ob es diesen Kon-
sens von 97 Prozent wirklich in der Wissenschaft 
gibt? 

Dr. Sebastian Lüning: Vielen Dank Herr Hilse. In 
der Tat: Dieser 97 Prozent-Wert taucht überall im-
mer auf. Es ist so ein bisschen so wie die Zahl 42, 
die die Antwort auf alles sein soll. [42 ist ein Zitat 
aus der Roman- und Hörspielreihe „Per Anhalter 
durch die Galaxis“ des englischen Autors Douglas 
Adams.] Die Zahl 97 kommt aus einer Studie von 
John Cook und Kollegen, die 2013 in den Environ-
mental Research Letters veröffentlich wurde. Ich 
glaube, die Wenigsten, die über diese Studie gele-
sen haben, haben die Studie selbst gelesen. Man 
kann sie sich frei herunterladen und wenn man in 
Tabelle zwei schaut, dann sieht man, wer eigent-
lich zu diesen 97 Prozent gehört. Und Überra-
schung: Ich gehöre auch dazu. Es werden wirklich 
nur diejenigen zu den 3 Prozent gezählt, die CO2 
komplett als klimaunwirksam ansehen. Damit ist 
sogar Donald Trump einer von den 97 Prozent, 
denn auch er sieht mittlerweile CO2 als erwär-
mend – wenn auch nicht so stark – an. Man muss 
wirklich in diese Studien hineingucken. Und 
diese Analyse wird geteilt: So hat der Spiegel di-
rekt nach der Studie darüber geschrieben und 

https://de.wikipedia.org/wiki/Roman
https://de.wikipedia.org/wiki/H%C3%B6rspiel
https://de.wikipedia.org/wiki/Per_Anhalter_durch_die_Galaxis_(Romanreihe)
https://de.wikipedia.org/wiki/Per_Anhalter_durch_die_Galaxis_(Romanreihe)
https://de.wikipedia.org/wiki/England
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sagt, die Umfrage belegt lediglich eine Banalität: 
Man ist sich einig, dass CO2 erwärmend wirkt. 
Aber die Studie beantwortet bei weitem nicht, wie 
stark CO2 erwärmend wirkt. Denn die Frage ist gar 
nicht so sehr binärer Natur, im Sinne von null o-
der eins. Sondern es geht um die Quantität: wie 
stark? Und damit sind wir bei der CO2-Klimasen-
sitivität, die noch sehr stark unklar ist. Diese 
97 Prozent-Studie ist im Prinzip auch Teil der 
emotionalen Kulisse. Ich rate wirklich dazu, diese 
Studie nicht mehr zu verwenden. Denn wie wir 
sehen, ist sie nicht belastbar. Und wir haben gese-
hen, einige Abgeordnete machen sich auch schon 
Gedanken, was ich im Eingangsstatement und in 
der ersten Fragerunde gesagt habe. Das freut mich 
sehr und ich stimme der Vorsitzenden zu, dass 
wir auch auf der sachlichen Ebene bleiben sollen. 
Meinen Hintergrund können Sie auch in meiner 
schriftlichen Stellungnahme nachlesen. Dies be-
deutet keine große Rechercheleistung. Ich habe 
mir heute frei genommen, um heute bei Ihnen zu 
sein. Meine Frau mag das nicht so gerne, aber 
mich interessiert das Thema. Ich bin gern bei 
Ihnen.  

Wir müssen uns immer wieder vor Augen halten, 
dass wir eine Demokratie sind und auch andere 
Meinungen respektieren müssen. So sieht das üb-
rigens auch der IPCC in seiner Grundsatzvereinba-
rung vor, dass alle Stakeholder, also alle, die ir-
gendwie betroffen sind, zu diesem Themen gehört 
werden sollen und das machen Sie auch. Sie ha-
ben mich heute eingeladen. Und Sie haben andere 
eingeladen, die stark für eine hohe CO2-Besteue-
rung sind. Wir müssen diese Diskussion aushalten 
und ich lade persönlich alle ein, meine State-
ments und meine Argumente, die ich vorgebracht 
habe, zu prüfen. Wenn Sie an einigen oder mehre-
ren Stellen, vielleicht aber auch an gar keiner 
Stelle, Kritik haben, teilen Sie mir diese mit und 
wir können über alles reden. Es ist alles belegt. 
Ich glaube, ich habe eine ganze Seite Literaturzi-
tate in meinem schriftlichen Statement eingearbei-
tet. Ich zitiere sogar Klimaretter und ich zitiere 
Carbon-Watch, auch Aktivistenvereinigungen. In-
sofern ergänzen wir uns da. Wenn wir uns fach-
lich austauschen wollen, dann haben wir am 
meisten davon, wenn wir diese Argumente ein-
fach mal prüfen bzw. das, was der andere so sagt. 
Zur 97 Prozent-Studie wollte ich noch sagen, dass 
diese methodisch auch nicht robust war. Richard 
Tol ist ein ehemaliger IPCC-Autor, der hat sich die 

Methodik angeschaut und ein vernichtendes Ur-
teil abgegeben. Richard Tol ist auch ausgestiegen 
aus dem IPCC, weil er gemerkt hat, dass da eine 
Schieflage entstanden ist. Obwohl der IPCC einen 
360 Grad-Anspruch hat, ist er leider schieflastig. 
Ich habe mich selber mehrfach bemüht, als Autor 
im IPPC-Gremium mitwirken zu können. Ich bin 
aber natürlich nie zum Zuge gekommen. Aller-
dings bin ich als Gutachter dabei gewesen und 
auch immer noch dabei. Meine Kritik wird sehr 
oft ignoriert und im Prinzip gibt es da auch keine 
Rechtsfertigungspflicht. Aber man muss sich ein-
mal vor Augen führen, dass im Oktober letzten 
Jahres der 1,5 Grad Bericht vom IPCC herausge-
kommen ist. Bis heute – wir sind ein halbes Jahr 
später – sind die Gutachter-Protokolle nicht veröf-
fentlicht. In Transparenz gibt es hier wirklich gro-
ßen Nachholbedarf. 

Vorsitzende: Dankeschön, ich stimme Ihnen zu. 
Demokratie besteht aus Meinungsvielfalt und man 
hört sich jede Meinung an. Am Ende entscheiden 
dann die Mehrheiten, auch das gehört zur Demo-
kratie. Die nächste Frage hat Herr Köhler und sie 
richtet sich an Herrn Prof. Weimann. 

Abg. Dr. Lukas Köhler (FDP): Es tut mir ein biss-
chen leid, ich muss Sie jetzt auch ignorieren und 
wieder zum Thema der CO2-Bepreisung zurück-
kommen. Diesbezüglich würde mich tatsächlich 
die Mengensteuerung nochmal interessieren. Ich 
bin mir nicht ganz sicher, denn man hört oft Aus-
sagen wie: „Jetzt, wo der Preis angestiegen ist, 
jetzt funktioniert der ETS endlich wieder und 
jetzt, wo der Preis höher gegangen ist, da haben 
wir wieder wissenschaftlich bewiesen, dass es 
vielleicht gehen kann.“ Mich würde tatsächlich 
interessieren bzw. klar dazu ausgeführt haben: 
Wie stehen sich diese beiden Systeme gegenüber? 
Was bedeutet Mengensteuerung und was bedeutet 
Preissteuerung? Denn ich glaube, das ist ganz oft 
nicht klar.  

Dann würde mich tatsächlich interessieren: Wie 
ist denn der aktuelle Stand zur Forschung in Be-
zug auf Emissions-Zertifikate-Handels-Systeme? 
Da gibt es viele weltweit. Wir haben schon gehört, 
dass Kanada jetzt eine CO2-Bepreisung eingeführt 
hat bzw. dass sie ein CO2-Steuer eingeführt haben. 
Anders ausgedrückt: Die Kanadier haben ein Be-
preisungssystem eingeführt und je nach Bundes-
staat, der eine Steuer hat, wird das nochmal an-
ders aufgegriffen. In diesem Zusammenhang 
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würde mich Folgendes interessieren: Wir haben in 
Kalifornien, Ontario und damals auch in Québec 
ein Handelssystem, das auch den Verkehr und 
den Wärmebereich mit einschätzt. Haben Sie eine 
Erklärung, warum da keine großen Industrieab-
wanderungen stattgefunden haben, obwohl alle 
Systeme in einem „Cap-and-Trade-System“ drin 
sind? Wenn Sie dann noch Zeit haben sollten: 
Welche Effekte haben zusätzliche regulatorische 
oder additive Effekte innerhalb eines ETS-Sys-
tems? 

Prof. Dr. Joachim Weimann (FWW): Das ist eine 
Herausforderung, auf all diese Fragen in der kur-
zen Zeit zu antworten. Über den ETS kursieren 
eine Menge Mythen und eine Menge komischer 
Ansichten. Die habe ich heute auch wieder gehört. 
Beispielsweise möchte Herr Lösch, wenn man den 
Verkehrssektor miteinbezieht, den Cap konstant 
lassen. Das ist natürlich Unfug – das kann nicht 
gehen. Den muss man natürlich erhöhen, das ist 
völlig klar. Man muss, wenn man den Handelsbe-
reich erweitert, die Emissionen des gesamten Be-
reiches nehmen, dann den Cap drauf legen und 
den reduzieren. Das geht natürlich nicht anders, 
das ist völlig klar. Und Herr Caspar – der wollte 
den Cap auch noch weiter reduzieren. Das macht 
überhaupt keinen Sinn. Natürlich muss man den 
Cap langfristig reduzieren. Aber zunächst einmal: 
Wenn man neue Sektoren hinzunimmt, muss er 
erst einmal wachsen.  

Dann hat Frau Praetorius gesagt, der Emissions-
handel würde nach den Reformen jetzt endlich 
wirken. Das ist auch nur schwer verstehbar: Ich 
habe eben die Grafik gezeigt, wonach wir bis 2016 
dort 25 Prozent Reduktion haben. Das ist die ent-
scheidende Zahl: die CO2-Emissionen, darauf 
kommt es an. Und diese sind bereits bis 2016 um 
fast 25 Prozent im Emissionshandelssektor redu-
ziert worden. Da lag der Preis bei 5 Euro. Das 
kann nicht an den Reformen gelegen haben. In ei-
nem längeren Zeitraum haben wir mit unserer na-
tionalen Politik in Deutschland so gut wie keine 
CO2-Reduktion erreicht, sondern 400 Milliarden 
Euro einfach so ausgegeben. Trotzdem ist Herr 
Sieberg der Meinung, wir bräuchten eine natio-
nale Politik. Eine internationale Politik wie den 
Emissionshandel mag er nicht. Ich verstehe ehr-
lich gesagt nicht warum. Die Daten sprechen eine 
völlig andere Sprache, als das, was hier über den 
Emissionshandel bisher gesagt worden ist.  

Und nochmal: Die Mengensteuerung des Emissi-
onshandels bzw. der Vorteil des Emissionshan-
dels gegenüber der Steuer – und das ist in der Li-
teratur relativ eindeutig so benannt – ist einfach, 
dass man die Mengen tatsächlich genau steuern 
kann. Und diese Aussage: „Das dauert alles viel 
zu lange“. Diese Aussage kann ich auch nicht tei-
len. Natürlich: Wir haben das Instrument – es ist 
ein europäisches Instrument, das wir haben. Eine 
europäische Steuer, die stattdessen an dieser 
Stelle setzen könnte, haben wir nicht. Die müsste 
in Europa komplett neu eingeführt werden. Wir 
können sonst wieder nur Insellösungen machen 
bzw. nationale Politiken. Damit können wir aber 
gerade die Kostenunterschiede zwischen den Län-
dern und zwischen den Quellen gar nicht ausnut-
zen. Wir würden die kosteneffizienten Eigenschaf-
ten einer Steuer wegschmeißen. Sinn macht ent-
weder ein Emissionshandel auf europäischer 
Ebene oder eine CO2-Steuer auf europäischer 
Ebene, aber keine nationale Politik. Und von da-
her denke ich, dass die Umsetzbarkeit einer Ein-
beziehung mehrerer Sektoren in den Emissions-
handel die einfachste Lösung ist, die wir haben. 
So lange muss man da nicht diskutieren. Und 
wenn man die Diskussionen um diese Reformen, 
die wir jetzt durchgeführt haben, wenn wir uns 
die gespart hätten, die allesamt nicht in dieser 
Form notwendig gewesen wären, und stattdessen 
über eine Ausweitung diskutiert hätten, dann hät-
ten wir die schon längst. Aber leider ist die politi-
sche Einschätzung und manchmal auch die Ein-
schätzung von interessierten Gruppen eben dieje-
nige: „Der Emissionshandel darf nicht funktionie-
ren“. Deswegen funktioniert er auch nicht und 
deswegen muss man auch gar nicht darüber re-
den. Wenn wir das eher getan hätten, wären wir 
schon viel weiter als wir es jetzt sind. 

Abg. Lorenz Gösta Beutin (DIE LINKE.): Weil 
nach einem Beispiel gefragt worden ist: Herr Dr. 
Lüning hat eben eine mittelalterliche Warmzeit 
dafür verantwortlich gemacht, dass es keinen 
menschengemachten Klimawandel gäbe. Mittler-
weile ist aber diese These der mittelalterlichen 
Warmzeit wissenschaftlich widerlegt.  

Aber die Frage an Herrn Sieberg ist: Wie sozial ge-
recht ist der Vorschlag dieser CO2-Abgabe? Kön-
nen Sie die Umverteilungseffekte noch einmal 
darstellen? Und falls dann gleich noch Zeit bleibt, 
die zweite Frage nach den Industrieprivilegien. 
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Die sind ja bei der CO2-Abgabe nicht vorgesehen. 
Wie kann denn unter dieser Maßgabe eine Abwan-
derung von Industrie, wie sie vom BDI befürchtet 
wird, vermieden werden? 

Ulf Sieberg (CO2 Abgabe e. V.): Kurz vorweg viel-
leicht nochmal zwei Aspekte: Einerseits die Sys-
temkosten der Energiewende, die gerade auf den 
erneuerbaren Energien liegen. Wir haben System-
kosten unseres Energiesystems, die leider nicht 
internalisiert sind. Das sind die Klima- und Um-
weltschadenskosten und darum geht es hier 
heute. Die muss man berücksichtigen und deshalb 
muss die Energiesteuer reformiert werden. Der 
zweite Punkt zum Emissionshandel: Warum hat 
Großbritannien einen so großen Beitrag zum euro-
päischen Emissionshandel beigetragen? Weil 
Großbritannien 2014 einen CO2-Mindestpreis ein-
geführt hat. Der deutsche Beitrag im Vergleich be-
trägt 8 Prozent, demgegenüber hat Großbritannien 
zwischen 2005 und 2015 43 Prozent beigetragen. 
Da sieht man, wie nationale Instrumente wirken. 
Wir wissen nicht, wie sich die Marktstabilitätsre-
serve wirklich entwickeln wird. Wir haben diese 
Zeit nicht und deshalb sind wir für eine nationale 
Bepreisung. Auch deswegen, weil wir glauben, 
dass das Anfördern gegen diese oder für die Ener-
giewende gegen Treibhausgas-Emissionen auch 
kein hilfreiches Mittel ist. Wir haben einen Hau-
fen Mitnahmeeffekte bei der Förderung und die 
Gelder werden zum großen Teil auch nicht abge-
rufen. Deshalb brauchen wir eine nationale CO2-
Bepreisung.  

Zu den sozialen Verteilungswirkungen: Es stimmt 
auch nicht, dass noch keiner ein Rezept hat. Wir 
haben uns seit zwei Jahren mit den Konzepten, 
die es international, weltweit und auf europäi-
scher Ebene gibt, beschäftigt und sind zu dem 
Schluss gekommen: Deutschland braucht ein nati-
onales Instrument. Durch diese Gegenfinanzie-
rung von bestehenden Steuern und Umlagen in 
der von uns genannten Höhe – wir brauchen ei-
nen bestimmten Preis, 40 Euro die Tonne anfäng-
lich, 5 Euro jährlich anwachsend – um ein be-
stimmtes Aufkommen zu generieren bzw. um die-
ses Aufkommen in die Gegenfinanzierung der ge-
nannten Steuern und Umlagen zu stecken. Und 
das hat dann natürlich Entlastungseffekte auf die 
Industrie, auf den Mittelstand und auf Haushalte.  

Dazu haben wir zusammen mit der Ludwig-Maxi-
milians-Universität München mit dem Soziologen 

Stephan Lessenich eine Studie gemacht. Wir ha-
ben dabei Daten aus der Einkommens- und Ver-
braucherstichprobe des Statistischen Bundesam-
tes ausgewertet. Das sind 50 000 erhobene Daten. 
Wir konnten davon 40 000 Daten benutzen. Wir 
sind zu dem Ergebnis gekommen, dass eine auf-
kommensneutrale Neuausrichtung bestehender 
Energiesteuern besonders Menschen mit geringem 
Einkommen entlasten würde bzw. diese davon 
profitieren. Somit kann eine solche Energiesteuer-
reform unmittelbar zu mehr sozialer Gerechtigkeit 
führen und gleichzeitig dem Klimaschutz zugute-
kommen. Voraussetzung ist aber diese Gegenfi-
nanzierung von bestehenden Steuern und Umla-
gen. Deshalb habe ich auch eingangs gesagt, man 
muss sich daran messen lassen. Andere Konzepte 
müssen sich an dieser Verteilungswirkung und 
Lenkungswirkung eben auch messen lassen. Um 
da einen Vergleich zu haben, brauchen wir eine 
ergebnis- und konzeptoffene Prüfung – am besten 
vom Bundesfinanzministerium. Wenn man eine 
Bepreisung für fossile Energieträger ohne Flugver-
kehr vorsieht, werden sogar alle Haushalte entlas-
tet durch die Gegenfinanzierung von Steuern und 
Umlagen. Wenn man Flugverkehr mit einbezieht, 
sind nur noch die einkommensstarken Haushalte 
belastet. Die Einkommensschwachen bleiben ent-
lastet. Transfergeldempfänger und Hartz IV-Emp-
fänger sind stark entlastet, weil die ihren Strom 
selber zahlen. Die würden von Strompreissenkun-
gen massiv profitieren. Gleichzeitig müssten die 
Ämter höhere Kosten vor allen Dingen für Wärme 
finanzieren.  

Dann kommt natürlich immer die unsanierte 
Pendlerin oder der unsanierte Pendler, der immer 
gerne genannt wird. Ja, es wird Pendelnde geben, 
die man finanziell noch zusätzlich mit Steuermit-
teln wird entlasten müssen. Deshalb sind wir da-
für, dass – genauso wie es im Klimaschutzplan 
2050 bereits einmal in der Vorfassung drin stand – 
zukünftig die Deckungsfehlbeträge der Investiti-
onskosten gefördert werden und nicht mehr mit 
der Gießkanne über die ganze Republik Förder-
geld verteilt wird. Allerdings ist die Anzahl der 
Pendelnden mit geringem Einkommen, die tat-
sächlich belastet sind, aus unserer Sicht gering. 
Viele der Pendelnden beziehen die Entfernungs-
pauschale. Diejenigen, die die Entfernungspau-
schale beziehen, werden besonders entlastet. 
Denn dort ist der Anteil der Entfernungspauschale 
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wesentlich höher als eine CO2-Bepreisung von an-
fänglich 40 Euro pro Tonne. Das fällt dort nicht 
ins Gewicht. Viele Akteure, die niedrigere Ein-
kommen haben, haben kein Auto. Es gibt Akteure, 
die natürlich ein Auto haben und hohe Distanzen 
zurücklegen müssen. Diese sollten aus unserer 
Sicht nochmal finanziell entlastet werden. Und 
für die Industrie habe ich jetzt leider in dieser 
Runde keine Zeit mehr. 

Vorsitzende: Und die letzte Frage in der heutigen 
Anhörung stellt Frau Badum, bitte. 

Abg. Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Zuerst eine kurze Vorrede zum Emissionshandel, 
weil es einfach teilweise nicht korrekt ist. In der 
Industrie haben wir in den letzten Jahren eine 
Stagnation bei den CO2-Emissionen und sogar 
eine Steigerung in den Jahren von 2016 bis 2017. 
In der Energiewirtschaft war es, was Deutschland 
betrifft, vor allem das EEG, das diese Reduktion 
eingebracht hat, die Sie hier anpreisen. Aber da 
muss man schon ehrlich bleiben. Und was mich 
wundert ist Folgendes: Wenn es in 12 anderen 
Ländern bereits ein funktionierendes Instrument 
gibt, warum will man auf ein Instrument setzen, 
welches es dezidiert noch nicht gibt? Es gibt noch 
keine Ausweitung des ETS auf andere Sektoren in 
der EU. Und deswegen: Warum wollen Sie als Kli-
manationalist in die Geschichte eingehen? Das 
frage ich mich. Lassen Sie uns die Wege gehen, 
die es gibt.  

Jetzt zurück zum ursprünglichen Thema: Wir wol-
len die Klimawende ganzheitlich vollziehen und 
der CO2-Preis ist ein Instrument dazu. Wir brau-
chen auch noch andere Instrumente, die sich vor 
allem gegenseitig gut ergänzen. Von daher richte 
ich meine Frage an Herrn Caspar: Welchen Poli-
tikmix brauchen wir gerade in dieser Legislaturpe-
riode, um im Bereich Verkehrs-, Energie-, Gebäu-
dewende gut voranzukommen?  

Oldag Caspar (Germanwatch e. V.): Die einfachste 
Frage zum Schluss… Wir brauchen natürlich wei-
tere flankierende Maßnahmen. Es ist nicht sinn-
voll, hier einen „Silver Bullet“ [„Königsweg“] zu 
nehmen und zu denken, mit der Emissionshandel-
serweiterung oder mit der CO2-Steuer können wir 
die Maßnahmenlücke beim Klimaschutz füllen. 
Wir brauchen unbedingt jetzt im Verkehr flankie-
rende Maßnahmen wie z. B. diese „Bonus-Malus-
Regelung“ für Autos. Also Maßnahmen, um den 

Autokauf von den Autos, die wir brauchen, anzu-
regen. Das würde sehr gut zusammenpassen mit 
der CO2-Bepreisung bzw. einer entsprechenden 
Steuer z. B. im Verkehrsbereich. Damit dann die-
jenigen, die sich teurere Elektroautos nicht so gut 
leisten können, sich diese Autos eher finanzieren 
können. Ich denke dabei auch immer an meine 
Mutter mit ihrem Einfamilienhaus in Nord-
deutschland mit der Ölheizung drin. Die braucht 
auch diese Bonus-Malus-Regelung bzw. eine ähn-
liche Investitionsförderung – jedenfalls am An-
fang. Und die braucht auch unbedingt die Infor-
mationen dafür.  

Auch da müssen wir noch dran denken: Wie sieht 
eine Kommunikationskampagne der Bundesregie-
rung aus, die damit miteinhergehen müsste? Wie 
könnten Fördermechanismen gerade auch für 
ländliche Regionen bzw. für Bevölkerungsschich-
ten aussehen, die es nicht so einfach haben, sich 
eine neue Heizung anzuschaffen für ihr Haus. Ich 
glaube, wir können das auch anhand der Beispiele 
aus den anderen Ländern sehen. In der EU zumin-
dest – Herr Abg. Köhler – sind das vor allem Steu-
ersysteme im Verkehrs- und Gebäudebereich, die 
da aufgesetzt wurden. Das sind auch konservative 
Regierungen gewesen, die das eingeführt bzw. 
weiterentwickelt haben. Es ist jetzt nicht so, dass 
es eine linke bzw. Mitte-Links-Politik wäre. Son-
dern es ist breit getragen worden von vielen Regie-
rungen. Da müssen wir vielleicht nochmal gu-
cken, ob da auch Schwesterparteien von Ihrer Par-
tei dabei waren. Das kann ich Ihnen jetzt nicht ge-
nau sagen. Jedenfalls haben wir in Deutschland 
obendrein die Sache, dass wir bei den Umwelt-
steuern hinterherhinken. Wir sind auf Platz 25 
von 28 in Europa, was den Anteil der Umwelt-
steuern angeht am gesamten Steueraufkommen. Es 
gibt Länder wie Vietnam, die sind da besser als 
Deutschland. Wir können da was obendrauf pa-
cken, das ist normal. Die EU-Kommission emp-
fiehlt zehn Prozent ungefähr. Wir sind jetzt bei ca. 
vier Prozent Gesamtaufkommen in Deutschland, 
was die Umweltbesteuerung angeht. Ich habe 
noch ca. 50 Sekunden für die soziale Frage: Was 
lernen wir aus Frankreich? Aus meiner Sicht 
brauchen wir neben dieser klaren Kommunikation 
für die Bevölkerung, die ich gerade benannt habe, 
von vornherein ein Signal, dass es eine Bedeutung 
hat für den Klimaschutz. Das hat die französische 
Regierung zu wenig gemacht. Wir brauchen das 
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für den Klimaschutz, das Instrument. Die Men-
schen, das sehen wir gerade mit den Schülerpro-
testen auf der Straße und anhand der einschlägi-
gen Umfragen, sind dazu bereit etwas zu opfern 
für den Klimaschutz. Obwohl wir natürlich auf 
die Rückverteilung achten müssen, auf die kom-
plette Rückverteilung. Es muss klar sein, dass die 
einkommensschwächeren Schichten vielleicht so-
gar eine Überkompensierung bekommen. Das geht 
eben mit Abgaben und Steuern runter sowie z. B. 
einem Klimabonus und Investitionshilfen. Und 
dann ist diese Flankierung mit weiteren Maßnah-
men eben nötig – dies zur Frage von Abg. Lisa 
Badum – das ist ganz zentral. Ein Letztes noch: Es 
müsste dann von der Bundesregierung bzw. von 
den Fraktionen klar kommuniziert werden, das 
ganz klar ist, dass die ländlichen Regionen sowie 
die Mieter-Vermieter-Problematik beachtet wird. 
Das fällt nicht hinten runter, sondern das ist viel-
leicht sogar eine Chance dieses neuen Systems, 
um Regionen, die sich in Deutschland gerade ent-
völkern, um die Menschen, die an den Stadtrand 

gedrängt werden, um solche Probleme, die wir in 
Deutschland haben und die sich verstärken, anzu-
gehen. Das wäre mein Plädoyer am Ende. 

Vorsitzende: Vielen Dank. Damit sind wir am 
Ende des heutigen Fachgespräches zur CO2-Be-
preisung mit einem breiten Spektrum an Einschät-
zungen, was ein solcher CO2-Preis bewirken 
würde oder eben auch nicht. Das war heute un-
sere erste öffentliche Befassung damit im Umwelt-
ausschuss – sicher nicht die letzte. Wir sind am 
Beginn der Debatte und noch lange nicht am 
Ende. Ganz herzlichen Dank den Kolleginnen und 
Kollegen Abgeordneten für die Fragen und natür-
lich ganz besonderen Dank an Sie, Frau Prof. Prae-
torius und die Herren Sachverständigen, für Ihren 
zur Verfügung gestellten Sachverstand und Ihre 
persönlichen Einschätzungen, die uns auf jeden 
Fall ein Stückchen weiterbringen. Vielen Dank da-
für und ein guten Nachhausweg.  

 

 
Schluss der Sitzung: 13:01 Uhr 
 
 
 
 
 
Sylvia Kotting-Uhl, MdB 
Vorsitzende 
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Die deutsche Klimaschutz-Maßnahmenlücke 

Quelle: https://www.agora-energiewende.de/fileadmin2/Projekte/2017/Abgaben_Umlagen/147_Reformvorschlag_Umlagen-Steuern_WEB.pdf



Die Maßnahmenlücke betrifft alle Sektoren

Quelle: https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.617676.de/19-13-1.pdf



Nur 50% der Emissionen haben einen 
(wenig berechenbaren) CO2-Preis

Quelle: https://www.agora-energiewende.de/fileadmin2/Projekte/2017/Abgaben_Umlagen/147_Reformvorschlag_Umlagen-Steuern_WEB.pdf



CO2-Preis als ein Schlüssel für die 
Transformation des Energiesystems

…mehr Investitionen in emissions-
arme Technologien anreizen.

…die Sektorenkopplung
vorantreiben.

…aufkommensneutral und 
sozialverträglich ausgestaltet sein.

…Verlässlichkeit und Planbarkeit für 
alle Akteure schaffen.

Ein ansteigender
CO2-Preis kann 
u.a… 

Doppelte Lenkungswirkung durch CO2-Preis und Investitions-
unterstützung aus Einnahmen (v.a. für Gebäude, Verkehr, Industrie)



Sehr verschiedene Schulen der Wirtschafts-
wissenschaften unterstützen CO2-Preis

Ottmar 
Edenhofer, 

Direktor und 
Chefökonom 
des Potsdam 

Instituts für 
Klimafolgen-

forschung

Christoph M. 
Schmidt, 
Präsident des 
RWI – Leibniz-
Institut für 
Wirtschafts-
forschung

Quelle: http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/co2-forscher-fordern-steuer-auf-kohlendioxid-a-1241270.html



Energiewende-Thinktanks: 
Breiter Konsens

„In der Fachwelt herrscht nach der über mehrere Jahre intensiv geführten 
Diskussion ein breiter Konsens: Eine deutlich stärkere CO2-Bepreisung ist 
dringend nötig für den Erfolg von Klimaschutz und Energiewende.“ 
(Nov. 2018)

Quelle: https://www.agora-energiewende.de/fileadmin2/Projekte/2017/Abgaben_Umlagen/147_Reformvorschlag_Umlagen-
Steuern_WEB.pdf

Im Koalitionsvertrag hat die neue Bundesregierung bekräftigt, dass sie die Lücke 
zum Klimaziel 2020 so schnell wie möglich schließen will. Führt Deutschland 
einen Mindestpreis auf CO2 ein, können die Klimaziele bis zum Jahr 2020 noch 
erreicht werden. (Stand März 2018)

Quelle: https://www.oeko.de/aktuelles/2018/mindestpreis-auf-co2-fuer-mehr-klimaschutz/

Claudia Kemfert, Leiterin der Abteilung Energie, Verkehr und Umwelt: „Ein hoher CO2-
Preis kann nicht nur die klimapolitisch gewünschten Effekte einer Verteuerung des 
Kohlestroms bewirken. Das macht die erneuerbaren Energien wettbewerbsfähiger.“

Quelle: https://www.n-tv.de/politik/politik_kommentare/Das-Festhalten-an-der-Braunkohle-ist-falsch-article20627916.html

Eberhard Umbach von der Acatech sieht die Politik in der Pflicht: "Die wichtigste 
Rahmenbedingung wäre, das CO2 mit einem Preis zu bedenken.“

Quelle: https://www.br.de/nachrichten/wissen/kohleenergie-wie-schaffen-wir-den-ausstieg,R46GFDH



Berater der Bundesregierung und oberste 
Bundesbehörden fordern CO2-Preis (1/2)

„Der Bundesrechnungshof fordert, dass das BMWi 
prüft, inwieweit es effektivere 

Steuerungsmechanismen, wie insbesondere die 
CO2-Bepreisung, als weiteres Instrument zur 
Umsetzung der Energiewende nutzen kann.“

BRH (28.09.2018): Bericht über die Koordination und Steuerung zur Umsetzung der Energiewende durch das BMWi.

„Im Zentrum der Energiewende sollte  
vielmehr ein einheitlicher Preis für 

Treibhausgasemissionen stehen, der über 
Sektoren und Regionen hinweg gilt und 

dadurch für eine effektive Sektorkopplung
sorgt.“

Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt. Entwicklung (Dezember 2017): Jahresgutachten 2017/2018. 



Berater der Bundesregierung und oberste 
Bundesbehörden fordern CO2-Preis (2/2)

„Um innovative und klimafreundliche Technologien 
und Geschäftsmodelle in ihrer Wettbewerbsfähigkeit 

zu stärkten, sollten Abgaben und Umlagen auf 
Energie über alle Wirtschaftssektoren an der 
Klimaschädlichkeit bzw. dem CO2-Gehalt von 

Energieträgern ausgerichtet werden.“
Expertenkommission für Forschung und Innovation (27.02.2019): Jahresgutachten 2019. Kurzfassung.

„Anzustreben wäre eine Reform in Richtung eines 
über die Sektoren einheitlichen CO2-Preises, um die 

ambitionierten CO2-Reduktionsziele möglichst 
kosteneffizient zu erreichen.“

Monopolkommission (06.10.2017): Sondergutachten 77: Energie 2017: Gezielt vorgehen, Stückwerk vermeiden.



Immer mehr Unternehmen für CO2-Preis 
(oft über verschiedene Sektoren), Stand 03/19

Unternehmen (Auswahl) Positionen/Forderungen/Pläne

EnBW CO2-Mindestpreis im Energiesektor i. H. v. 25 €/t CO2 
ab 2020 und 30 €/t ab 2025; dazu Einführung einer 
CO2-Bepreisung in Wärme und Verkehr

EON Einsatz für CO2-Mindestpreis in allen Sektoren, v.a. im 
Stromsektor

Vattenfall Fordert nationale CO2-Steuer und Absenkung der 
Stromsteuer

Handelsverband HDE Fordert sektorenübergreifenden Mindestpreis, der 
u.a. die EEG-Umlage ersetzt

METRO Agiert intern mit CO2-Preis; fordert Einführung einer 
CO2-Bepreisung in Deutschland

Volkswagen Plant eine interne CO2-Steuer; das geht aus einem 
Brief von Herbert Diess, Vorstandsvorsitzender, an 
seine Führungskräfte hervor



Erklärung von 52 Unternehmen u. Verbänden, 
davon 6 DAX-30-Unternehmen, 7.11.2017

Quelle: https://germanwatch.org/sites/germanwatch.org/files/publication/20373.pdf

„Unverzichtbar ist ein verlässlicher und sozialverträglicher Ausstiegspfad aus der Kohleverstromung. 
(…) Hierbei sollte ein wirksamer CO2-Preis eine möglichst zentrale Rolle spielen.“ 

„Für mehr Investitionssicherheit brauchen Deutschland und EU umgehend eine Weiterentwicklung 
des Emissionshandels mit flankierenden Maßnahmen für ein investitionsrelevantes CO2-Preissignal.“



Europ. Unternehmen fordern CO2-, 
27.11.2018

Appell 16 großer europäischer Unternehmen

Forderung nach…
– einem ansteigenden CO2-Mindestpreis im Stromsektor u. in einer

Koalition von EU-Staaten nach britischem Beispiel
– einem zwischen Staaten einer Vorreiterkoalition koordinierten CO2-

Preissignal in den Nicht-EHS-Sektoren (v.a. Verkehr u. Gebäude).
Mittelverwendung zur Abmilderung von Härten für Verbraucher und zur
Unterstützung von Investitionen

Quelle: https://www.enbw.com/media/presse/docs/dokumente-zu-pressemitteilungen/2018/20181127_carbon-pricing-declaration_deutsch.pdf



Wichtige energiepolitische Verbände 
fordern CO2-Preis

Quelle: Tagesspiegel Background (10.12.2018)

„Der Chef des Bundesverbands der Energie- und 
Wasserwirtschaft (BDEW), Stefan Kapferer, mahnte, es sei 
„höchste Zeit“, dem CO2-Ausstoß auch in den Sektoren 
Verkehr und Wärme einen Preis zu geben. Zudem solle die 
Stromsteuer gesenkt werden.“

„Das aktuelle Beispiel aus dem Strommarkt zeigt, wie ein CO2-
Preissignal wirken kann“, erklärt Robert Busch, Geschäftsführer 
des bne. „Das sollte Ansporn sein, die Klimaschädlichkeit fossiler 
Energieträger auch in den im EU-EHS fehlenden Sektoren 
Verkehr und Wärme einzupreisen.“

Quelle: https://www.bne-online.de/de/presse/pressemitteilungen/artikel/strompreis-zeigt-lenkungswirkung-fuer-den-
klimaschutz-co2-preis-auch-in-anderen-sektoren-notwendig/

„Der VKU will sich mit dem Vorschlag für eine 
sektorübergreifende CO2-Steuer in der energiepolitischen 
Debatte um eine Reform der Steuer- und Umlagesystematik 
positionieren.“

Quelle: https://www.immobilienmanager.de/vku-befuerwortet-sektoruebergreifende-co2-steuer/150/59253/



Unterstützung aus weiten Teilen 
der Zivilgesellschaft

Quelle: https://www.klima-allianz.de/fileadmin/user_upload/Ma%C3%9Fnahmenprogramm2030_web.pdf

„… bedarf es eines CO2-
Mindestpreises im Stromsektor 

(…) möglichst gemeinsam mit 
einer Reihe europäischer 

Stromnachbarn 
(…)

Daneben braucht Deutschland eine 
Neuordnung der Strom- und 

Energiesteuern. Die Steuer und 
Abgabesätze im Wärme- und 
Verkehrssektor sollten sich in 

Zukunft an der CO2-Intensität und 
am Energiegehalt der jeweiligen 

Energieträger ausrichten“

• Gemeinsames, von der Klima-Allianz 
koordiniertes, Positionspapier von mehr 
als 60 Organisationen.

• Beschreibt die Maßnahmen in allen 
Handlungsfeldern, damit Deutschland 
sein Klimaziel 2030 erreicht.



Ein CO2-Preis ermöglicht auch eine sozialere
und fairere Energiewende

Ein ansteigender CO2-
Preis kann u.a. …

… das Verursacherprinzip 
bei der Umsetzung der 
Energiewende stärker 

verankern und diese somit 
fairer für alle Menschen 

ausgestalten.

… sicherstellen, dass die 
aktuelle Generation nicht 
auf Kosten künftiger lebt 

und somit den 
Generationenvertrag 

schützen bzw. erneuern.

… so ausgestaltet sein, 
dass einkommens-

schwache Haushalte 
nicht stärker belastet, 

sondern insgesamt 
entlastet werden.



Gewerkschafter und Verbraucherverbände  
zunehmend für CO2-Preis

Gemeinsamer Vorschlag mit Bundesministerin Svenja Schulze im Tagesspiegel Background (10.12.2018)

„Während in den Sektoren Energiewirtschaft und Teilen 
der Industrie mit dem Emissionshandel eine 
funktionierende CO2-Bepreisung besteht, fehlt in den 
Sektoren Verkehr, Gebäude und Landwirtschaft ein 
konsistentes Preissignal, dass die Klimawirkung 
angemessen abbildet und Investitionen in 
klimafreundliche Technologien lenkt“

DGB Präsident 
Reiner Hoffmann



Meinungsumfrage, IASS 2018: 74% unterstützen 
CO2-Beitrag mit Rückverteilung

Quelle: Soziales Nachhaltigkeitsbarometer der Energiewende 2018. https://www.iass-potsdam.de/sites/default/files/2019-
02/IASS_Nachhaltigkeitsbarometer.pdf



IASS 2018: einkommensstärkere Haushalte 
auch für CO2-Preis ohne Rückverteilung

Quelle: https://www.iass-potsdam.de/sites/default/files/2019-02/IASS_Nachhaltigkeitsbarometer.pdf



Umfrage des vzbv (hopp Marktforschung, 
1048 Befragte), 24.1.2019

Quelle: https://www.vzbv.de/sites/default/files/downloads/2019/01/24/19-01-24_co2-bepreisung_grafiken_umfrage_2018.pdf



Von Nachbarn lernen: Wie es in Frankreich
zu den Gelbwesten-Protesten kam

Die Gelbwesten-Proteste in Frankreich diskreditieren nicht das Instrument 
einer CO2-Bepreisung, sondern dessen sozialunverträgliche Umsetzung.

Steuerpolitik der französischen Regierung haben viele als sozial 
unausgeglichen wahrgenommen: z.B. hat sie Vermögensteuer 
abgeschafft und durch deutlich geringere Immobiliensteuer ersetzt.  

Die Mehreinnahmen aus dem CO2-Beitrag wurden nur unzureichend 
und intransparent an die Bevölkerung zurückgegeben (bzw. für 
die Finanzierung der Energiewende genutzt).

Quelle: https://www.agora-energiewende.de/fileadmin2/Projekte/2018/CO2-Steuer_FR-DE_Paper/2019-03-13_Paper_CO2_Steuer_FR-DE_FINAL.pdf

Der Anstieg der internationalen Ölpreise hatte erheblichen Anteil 
an gestiegenen Spritpreisen, was in französischen Öffentlichkeit 
kaum kommuniziert und wahrgenommen wurde. 



Benzin- und Dieselpreise in Frankreich hätten 
sich auch ohne CO2-Beitrag deutlich erhöht

Auch ohne die für den 1. Januar 2019 vorgesehene Erhöhung gilt in 
Frankreich weiterhin eine CO2-Abgabe von 44,6 €/t.

Quelle: https://www.agora-energiewende.de/fileadmin2/Projekte/2018/CO2-Steuer_FR-DE_Paper/2019-03-13_Paper_CO2_Steuer_FR-DE_FINAL.pdf



Mehrere Nachbarn sind bei CO2-Preis 
weiter als Deutschland

Quelle: https://openknowledge.worldbank.org/bitstream/handle/10986/29687/9781464812927.pdf?sequence=5&isAllowed=y

Europäischer Emissionshandel
deckt aktuell in 31 Staaten (28 EU MS 
+ ISL, NOR und LIE) ca. 45% der 
Treibhausgase ab.

CO2-Abgaben:
Zwölf europäische Staaten haben 
zudem nationale CO2-
Preisinstrumente – hauptsächlich 
außerhalb des EU-EHS – umgesetzt. 

Weitere Staaten/Regionen planen 
dies oder diskutieren darüber.



CO2-Preise weltweit auf dem Vormarsch

Quelle: https://carbonpricingdashboard.worldbank.org/



Ökologische Lenkungswirkung funktioniert

Der Anteil der Kohle an der Stromerzeugung sank von 41% in 2013 auf weniger als 
8% in 2017 und 5% in 2018.  Im Juli 2017 lag der Anteil auf dem Rekordtief von 2%.

Quelle: https://www.repository.cam.ac.uk/handle/1810/277385, https://www.renewableuk.com/news/news.asp?id=444033 und 
https://www.auroraer.com/wp-content/uploads/2017/10/GM-CPS-final_publication_Nonsubscribers.pdf

Großbritannien: CO2-Mindestpreis in der Stromerzeugung (Einführung: 2013)

Quelle: http://www.enveco.se/wp-content/uploads/2018/03/Anthesis-Enveco-rapport-2018-3.-The-Swedish-CO2-tax-an-overview.pdf

Seit Einführung der Steuer sind die CO2-Emissionen um 26% gesunken. 
Experten werten sie als wichtiges Instrument für diese Senkung.

Schweden: CO2-Steuer primär in den Non-EHS-Sektoren (Einführung: 1991)

British Columbia: Steuer auf 70% der THG-Emissionen (Einführung: 2008)
In BC seitdem doppelt so viele Investitionen in grüne Technologien wie im 
kanadischen Durchschnitt, was ExpertInnen v.a. auf die Steuer zurückführen.

Quelle: https://dievolkswirtschaft.ch/content/uploads/2015/05/08_Brink_Withana_DE.pdf



Ausgewählte politische Debatten in weiteren EU-Staaten

• Niederlande: Planung eines CO2-Mindestpreises im Stromsektor sowie einer 
CO2-Steuer für Industrieunternehmen im EHS

• Großbritannien: Pläne, CO2 auch nach dem „Brexit“zu bepreisen

• Belgien: Fortgeschrittene Diskussion über die Einführung einer CO2-
Bepreisung in Non-EHS-Sektoren

• Luxemburg: Geplante Anpassung der Besteuerung von Mineralölprodukten im 
Einklang mit den Zielen von Paris und Einführung eines Mindestpreises mit den 
Nachbarländern war Thema im Wahlkampf 2018

• Österreich: Opposition fordert die Einführung einer nationalen CO2-Steuer

• Tschechien: Diskussion über die Einführung einer CO2-Bepreisung im 
Gebäudesektor



EU-Vorreiterkoalition formt sich 
u. hofft auf deutsche Unterstützung

Erklärung von neun EU-UmweltministerInnen (Dänemark, Finnland, Frankreich, 
Großbritannien, Irland, Italien, Niederlande, Portugal, Schweden), 12.12.2019 

 “enhanced  measures  should  be  taken  to  strengthen  the carbon  price  
signal”

 “mechanisms (…) could include  carbon  price floors for electricity generation 
to complement the EU ETS, or carbon pricing in non-ETS sectors.”

Quelle: https://www.ecologique-solidaire.gouv.fr/sites/default/files/2018.12.12_Statement_Carbon_Pricing.pdf



Kohlekommission gibt Schub für CO2-Preis
in Deutschland

Handlungsauftrag an Bundesregierung u. Bundestag (S. 81): 

 Kommission empfiehlt Prüfung einer sozialverträglichen CO2-Bepreisung mit Lenkungswirkung 
in den Sektoren Verkehr, Gebäude und Landwirtschaft. 

 Fordert BReg auf, das bestehende System der Entgelte, Abgaben und Umlagen im 
Energiesektor umfassend zu überarbeiten und die Stromsteuer zu senken. Ein CO2-Mindestpreis 
im Stromsektor wird nicht ausgeschlossen – und wäre im Zuge einer umfassenden Überarbeitung 
des Systems naheliegend.

 Sondervotum von 6 Kommissionsmitgliedern fordert darüber hinaus für Stromsektor einen mit 
der Zeit steigenden CO2-Mindestpreis. Der Mindestpreis sollte zusammen mit europäischen 
Netznachbarn eingeführt werden. 



Mögliche Ausgestaltung  eines CO2-Preis 
aus Sicht von Germanwatch

…ist kein Allheilmittel, aber ein zentrales Element zur Schließung der
Maßnahmenlücke für eine erfolgreiche Energiewende und das Erreichen der
Klimaschutzziele.

…könnte bei 30 bis 40 €/t für Verkehr und Gebäude und für den
Stromsektor bei 25 bis 30 €/t starten. Bis 2030 sollte der CO2-Preis
schrittweise deutlich ansteigen.

…sollte alle Sektoren erfassen und zumindest in erster Phase (insb. für
Verkehr u. Wärme) in dieser Legislatur beginnen. Gleichzeitiger Start von
Gesprächen mit Vorreiterländern in EU für koordiniertes Vorgehen.

…sollte über eine Absenkung von Abgaben/Steuern auf Strom und eine
Pauschale an die Bevölkerung zurückgezahlt werden. Daneben braucht es
Investitionshilfen insb. für Geringerverdienende.

Ein CO2-Preis…
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Die deutsche Klimaschutz-Maßnahmenlücke 

Quelle: https://www.agora-energiewende.de/fileadmin2/Projekte/2017/Abgaben_Umlagen/147_Reformvorschlag_Umlagen-Steuern_WEB.pdf



Sehr verschiedene Schulen der Wirtschafts-
wissenschaften unterstützen CO2-Preis

Ottmar 
Edenhofer, 

Direktor und 
Chefökonom 
des Potsdam 

Instituts für 
Klimafolgen-

forschung

Christoph M. 
Schmidt, 
Präsident des 
RWI – Leibniz-
Institut für 
Wirtschafts-
forschung

Quelle: http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/co2-forscher-fordern-steuer-auf-kohlendioxid-a-1241270.html



Berater der Bundesregierung und oberste 
Bundesbehörden fordern CO2-Preis 

„Der Bundesrechnungshof fordert, dass das BMWi 
prüft, inwieweit es effektivere 

Steuerungsmechanismen, wie insbesondere die 
CO2-Bepreisung, als weiteres Instrument zur 
Umsetzung der Energiewende nutzen kann.“

BRH (28.09.2018): Bericht über die Koordination und Steuerung zur Umsetzung der Energiewende durch das BMWi.

„Im Zentrum der Energiewende sollte  
vielmehr ein einheitlicher Preis für 

Treibhausgasemissionen stehen, der über 
Sektoren und Regionen hinweg gilt und 

dadurch für eine effektive Sektorkopplung
sorgt.“

Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt. Entwicklung (Dezember 2017): Jahresgutachten 2017/2018. 



Ökologische Lenkungswirkung funktioniert

Der Anteil der Kohle an der Stromerzeugung sank von 41% in 2013 auf weniger als 
8% in 2017 und 5% in 2018.  Im Juli 2017 lag der Anteil auf dem Rekordtief von 2%.

Quelle: https://www.repository.cam.ac.uk/handle/1810/277385, https://www.renewableuk.com/news/news.asp?id=444033 und 
https://www.auroraer.com/wp-content/uploads/2017/10/GM-CPS-final_publication_Nonsubscribers.pdf

Großbritannien: CO2-Mindestpreis in der Stromerzeugung (Einführung: 2013)

Quelle: http://www.enveco.se/wp-content/uploads/2018/03/Anthesis-Enveco-rapport-2018-3.-The-Swedish-CO2-tax-an-overview.pdf

Seit Einführung der Steuer sind die CO2-Emissionen um 26% gesunken. 
Experten werten sie als wichtiges Instrument für diese Senkung.

Schweden: CO2-Steuer primär in den Non-EHS-Sektoren (Einführung: 1991)

British Columbia: Steuer auf 70% der THG-Emissionen (Einführung: 2008)
In BC seitdem doppelt so viele Investitionen in grüne Technologien wie im 
kanadischen Durchschnitt, was ExpertInnen v.a. auf die Steuer zurückführen.

Quelle: https://dievolkswirtschaft.ch/content/uploads/2015/05/08_Brink_Withana_DE.pdf



Mehrere Nachbarn sind bei CO2-Preis 
weiter als Deutschland

Quelle: https://openknowledge.worldbank.org/bitstream/handle/10986/29687/9781464812927.pdf?sequence=5&isAllowed=y

Europäischer Emissionshandel
deckt aktuell in 31 Staaten (28 EU MS 
+ ISL, NOR und LIE) ca. 45% der 
Treibhausgase ab.

CO2-Abgaben:
Zwölf europäische Staaten haben 
zudem nationale CO2-
Preisinstrumente – hauptsächlich 
außerhalb des EU-EHS – umgesetzt. 

Weitere Staaten/Regionen planen 
dies oder diskutieren darüber.



CO2-Preise weltweit auf dem Vormarsch

Quelle: https://carbonpricingdashboard.worldbank.org/



Erklärung von 52 Unternehmen u. Verbänden, 
davon 6 DAX-30-Unternehmen, 7.11.2017

Quelle: https://germanwatch.org/sites/germanwatch.org/files/publication/20373.pdf

„Unverzichtbar ist ein verlässlicher und sozialverträglicher Ausstiegspfad aus der Kohleverstromung. 
(…) Hierbei sollte ein wirksamer CO2-Preis eine möglichst zentrale Rolle spielen.“ 

„Für mehr Investitionssicherheit brauchen Deutschland und EU umgehend eine Weiterentwicklung 
des Emissionshandels mit flankierenden Maßnahmen für ein investitionsrelevantes CO2-Preissignal.“



Immer mehr Unternehmen für CO2-Preis 
(oft über verschiedene Sektoren), Stand 03/19

Unternehmen (Auswahl) Positionen/Forderungen/Pläne

EnBW CO2-Mindestpreis im Energiesektor i. H. v. 25 €/t CO2 
ab 2020 und 30 €/t ab 2025; dazu Einführung einer 
CO2-Bepreisung in Wärme und Verkehr

EON Einsatz für CO2-Mindestpreis in allen Sektoren, v.a. im 
Stromsektor

Vattenfall Fordert nationale CO2-Steuer und Absenkung der 
Stromsteuer

Handelsverband HDE Fordert sektorenübergreifenden Mindestpreis, der 
u.a. die EEG-Umlage ersetzt

METRO Agiert intern mit CO2-Preis; fordert Einführung einer 
CO2-Bepreisung in Deutschland

Volkswagen Plant eine interne CO2-Steuer; das geht aus einem 
Brief von Herbert Diess, Vorstandsvorsitzender, an 
seine Führungskräfte hervor



Europ. Unternehmen fordern CO2-, 
27.11.2018

Appell 16 großer europäischer Unternehmen

Forderung nach…
– einem ansteigenden CO2-Mindestpreis im Stromsektor u. in einer

Koalition von EU-Staaten nach britischem Beispiel
– einem zwischen Staaten einer Vorreiterkoalition koordinierten CO2-

Preissignal in den Nicht-EHS-Sektoren (v.a. Verkehr u. Gebäude).
Mittelverwendung zur Abmilderung von Härten für Verbraucher und zur
Unterstützung von Investitionen

Quelle: https://www.enbw.com/media/presse/docs/dokumente-zu-pressemitteilungen/2018/20181127_carbon-pricing-declaration_deutsch.pdf



Wichtige energiepolitische Verbände 
fordern CO2-Preis

Quelle: Tagesspiegel Background (10.12.2018)

„Der Chef des Bundesverbands der Energie- und 
Wasserwirtschaft (BDEW), Stefan Kapferer, mahnte, es sei 
„höchste Zeit“, dem CO2-Ausstoß auch in den Sektoren 
Verkehr und Wärme einen Preis zu geben. Zudem solle die 
Stromsteuer gesenkt werden.“

„Das aktuelle Beispiel aus dem Strommarkt zeigt, wie ein CO2-
Preissignal wirken kann“, erklärt Robert Busch, Geschäftsführer 
des bne. „Das sollte Ansporn sein, die Klimaschädlichkeit fossiler 
Energieträger auch in den im EU-EHS fehlenden Sektoren 
Verkehr und Wärme einzupreisen.“

Quelle: https://www.bne-online.de/de/presse/pressemitteilungen/artikel/strompreis-zeigt-lenkungswirkung-fuer-den-
klimaschutz-co2-preis-auch-in-anderen-sektoren-notwendig/

„Der VKU will sich mit dem Vorschlag für eine 
sektorübergreifende CO2-Steuer in der energiepolitischen 
Debatte um eine Reform der Steuer- und Umlagesystematik 
positionieren.“

Quelle: https://www.immobilienmanager.de/vku-befuerwortet-sektoruebergreifende-co2-steuer/150/59253/



Ein CO2-Preis ermöglicht auch eine sozialere
und fairere Energiewende

Ein ansteigender CO2-
Preis kann u.a. …

… das Verursacherprinzip 
bei der Umsetzung der 
Energiewende stärker 

verankern und diese somit 
fairer für alle Menschen 

ausgestalten.

… sicherstellen, dass die 
aktuelle Generation nicht 
auf Kosten künftiger lebt 

und somit den 
Generationenvertrag 

schützen bzw. erneuern.

… so ausgestaltet sein, 
dass einkommens-

schwache Haushalte 
nicht stärker belastet, 

sondern insgesamt 
entlastet werden.



Gewerkschafter und Verbraucherverbände  
zunehmend für CO2-Preis

Gemeinsamer Vorschlag mit Bundesministerin Svenja Schulze im Tagesspiegel Background (10.12.2018)

„Während in den Sektoren Energiewirtschaft und Teilen 
der Industrie mit dem Emissionshandel eine 
funktionierende CO2-Bepreisung besteht, fehlt in den 
Sektoren Verkehr, Gebäude und Landwirtschaft ein 
konsistentes Preissignal, dass die Klimawirkung 
angemessen abbildet und Investitionen in 
klimafreundliche Technologien lenkt“

DGB Präsident 
Reiner Hoffmann



Von Nachbarn lernen: Wie es in Frankreich
zu den Gelbwesten-Protesten kam

Die Gelbwesten-Proteste in Frankreich diskreditieren nicht das Instrument 
einer CO2-Bepreisung, sondern dessen sozialunverträgliche Umsetzung.

Steuerpolitik der französischen Regierung haben viele als sozial 
unausgeglichen wahrgenommen: z.B. hat sie Vermögensteuer 
abgeschafft und durch deutlich geringere Immobiliensteuer ersetzt.  

Die Mehreinnahmen aus dem CO2-Beitrag wurden nur unzureichend 
und intransparent an die Bevölkerung zurückgegeben (bzw. für 
die Finanzierung der Energiewende genutzt).

Quelle: https://www.agora-energiewende.de/fileadmin2/Projekte/2018/CO2-Steuer_FR-DE_Paper/2019-03-13_Paper_CO2_Steuer_FR-DE_FINAL.pdf

Der Anstieg der internationalen Ölpreise hatte erheblichen Anteil 
an gestiegenen Spritpreisen, was in französischen Öffentlichkeit 
kaum kommuniziert und wahrgenommen wurde. 



Meinungsumfrage, IASS 2018: 74% unterstützen 
CO2-Beitrag mit Rückverteilung

Quelle: Soziales Nachhaltigkeitsbarometer der Energiewende 2018. https://www.iass-potsdam.de/sites/default/files/2019-
02/IASS_Nachhaltigkeitsbarometer.pdf
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